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Förderung der Wissenschaft als Aufgabe
Vortrag von Ministerialdirigent Dr. Scheidemann, Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung, vor der

7. Mitgliederversammlung des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft am 5. Oktober 1964 in Essen

Infolge der bedauerlichen E rkrankung  meines H errn  
M inisters habe ich den Vorzug, Ihnen  heute in kurzen 
Zügen über einige Schw erpunkte aus der A rbeit des 
BM wF zu berichten. Dabei w erde ich — im E inverständnis 
m it dem  H errn  V orsitzenden — die Bereiche A tom - und 
W eltraum forschung auslassen, so wichtig sie auch sind 
und so eng gerade h ier die V erbindungen zur W irtschaft 
sind. Ebenso wenig w erde ich auf die Problem e der Bil­
dungsplanung eingehen, da diese zur Z uständigkeit des 
B undesm inisterium s des Innern  gehören. Ich w erde mich 
also auf diie G rundzüge der allgem einen Förderung der 
W issenschaft beschränken.

Werbung und Förderung durch den Staat
I. Was kann der S taa t im allgem einen und die B undes­
regierung im besondere zur F örderung der W issenschaft 
tun? Der S taa t kann  zweierlei tun: w erben und fördern. 
E inm al kann  und m uß er im m er w ieder die hervo r­
ragende B edeutung der W issenschaft fü r den Bestand 
unseres Volkes und unsere r G esellschaft hervorheben. Er 
m uß dabei auf die vielfache V erflochtenheit der W issen­
schaft m it allen anderen Lebensbereichen hinweisen, also 
auf die viel besprochenen In terdependenzen zwischen Wis­
senschaft und W irtschaft, zwischen W issenschaft und Ver­
teidigung, zwischen W issenschaft und Bildung — um nur 
die w ichtigsten Beispiele zu nennen. Ich w ürde diesen 
Bereich als „W erbung fü r die Forschung“ bezeichnen, 
also als eine ideelle Förderung der W issenschaft.
In diesem  Bereich nu tz t das Forschungsm inisterium  jeden 
Anlaß — eine B undestagsdetatte, ein telegrafisches G ruß ­
w ort fü r  einen w issenschaftlichen Kongreß, einen Schrift­
wechsel m it G elehrten, P o litikern  oder W irtschaftlern —, 
um fü r die W issenschaft und ihre Förderung zu werben. 
Ich freue mich, sagen zu können, daß die Bem ühungen 
der B undesregierung in diesem  Fall auf das w irksam ste 
durch den S tifterverband  u n te rs tü tz t werden. Was der 
S taa t auf diesem G ebiet anstrebt, is t genau das, was der 
S tifterverband  der Ö ffentlichkeit vorhält

Keine Z ukunft ohne Forschung und Lehre!
Kein F ortsch ritt ohne w issenschaftlichen Nachwuchs!
Keine W irtschaft ohne W issenschaft!

Vernünftige Planung Voraussetzung für die Förderung
II. Die W erbung fü r die W issenschaft d ien t aber nui 
dazu, die konkrete  F örderung der W issenschaft vorzube­
reiten, die das hauptsächliche A rbeitsgebiet des F or­
schungsm inisterium s bildet. Das Forschungsm inisterium  
fö rdert die W issenschaft, indem  es p l a n t  u n d  z a h l t .  
W er begrenzte M ittel m it dem größten w irtschaftlichen 
Nutzen einsetzen will, m uß dafü r V oraus-Ü berlegungen 
anstellen, d. h. planen. Eine vernünftige P lanung ist also 
d ie V oraussetzung fü r die Förderung der W issenschaft 
m it öffentlichen M itteln, die naturgem äß begrenzt sind. 
Bevor ich diese doppelte T ätigkeit des Forschungsm ini­
sterium s an Beispielen beschreibe, möchte ich m it aller 
D eutlichkeit darauf hinweisen, daß die F örderung der 
W issenschaft in D eutschland eine g e m e i n s a m e  A uf­
gabe von Bund und L ändern  ist. Das erg ib t sich einm al 
aus der bekannten  Bestim m ung in Art. 74 Ziff. 15 GG. 
D ort ist dem Bund die Z uständigkeit fü r die k onkurrie ­

rende Gesetzgebung fü r die Förderung der w issenschaft­
lichen Forschung zugestanden. Daß die Förderung der 
Forschung von Bund und Ländern  gem einsam  betrieben 
w erden muß, erg ib t sich aber auch aus der Sache selbst: 
W enn m an einm al bedenkt, daß Forschung in großem 
Um fang an den Hochschulen betrieben w ird und daß alle 
Hochschulen Einrichtungen der Länder sind, und wenn 
man sodann berücksichtigt, daß Forschung, besonders die 
G roßforschung in den N aturw issenschaften, sehr aufw en­
dig ist und die F inanzk raft der Länder unterschiedlich 
groß ist, w ird klar, daß hier alles auf ein vernünftiges 
Zusam m enw irken von Bund und Ländei'n ankom mt. 
Dieses Z usam m enw irken von Bund und L ändern  setzt 
eine V erabredung beider Seiten darüber voraus, was 
gefördert w ird und wie hoch die Beiträge beider Seiten 
sein sollen. Eine solche V erabredung zwischen Bund und 
Ländern  ha t sich bereits im Falle des W issenschaftsrates 
auf das beste bew ährt.
Das Forschungsm inisterium  h a t die These von der gem ein­
sam en Aufgabe beharrlich verfolgt und ist b isher nicht auf 
A nregungen eingegangen, ein Forschungsgesetz des B un­
des vorzubereiten. W ir freuen uns deshalb aufrichtig, daß 
nach jahre langen  V erhandlungen nunm ehr am 4. Ju n i 1964 
das Abkommen zwischen Bund und Ländern  zur F ör­
derung von W issenschaft und Forschung unterzeichnet 
w erden konnte. Auf diese Weise ist die Z usam m enarbeit 
von Bund und Ländern  auf diesem G ebiet erheblich s ta ­
b ilisiert worden.

Schwerpunkte der Forschungs-Förderung
III. Sachlich regelt das Abkommen die Schw erpunkte der 
Forschungsförderung, näm lich den Hochschulbau, die H il­
fen fü r die DFG und MPG sowie fü r die Studienförderung. 
Ein kurzer Überblick über dieses G ebiet erg ib t folgendes 
Bild:
a) A usbau der bestehenden Hochschulen: 1964 stehen beim 
BMwF 250 Mio. DM dafür zur V erfügung. Diese Summe 
bleib t h in ter dem vom W issenschaftsrat errechneten Be­
darf der Hochschulen zurück. Nach dem E ntw urf des 
B undeshaushalts fü r 1965 w erden 300 Mio. DM bereit
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stehen; auch dieser B etrag  erreicht nicht die vom Wis­
senschaftsrat em pfohlene Sum m e von 400 Mio. DM.
All diese großen M ittel sind glatt, also ohne H aushalts­
reste, abgeflossen. Auch reichen die B aukapazitäten  in 
allen B undesländern zur B ew ältigung dieser Sum m en aus.
b) F ür die F örderung der DFG und der MPG sieht das 
V erw altungsabkom m en gleiche A nteile von B und und 
L ändern  vor, und zw ar für die DFG insgesam t 116 Mio. DM 
und fü r die MPG insgesam t 144 Mio. DM.
c) Auch fü r das H onnefer Modell tragen Bund und L än­
der die Kosten in Höhe von 100 Mio. DM je  zur Hälfte. 
Ü ber den Z ahlenangaben darf natürlich  nicht die qu alita ­
tive Seite dieser Problem e vergessen werden. W ir stehen 
bei der Förderung der W issenschaft vor einer doppelten 
Aufgabe: E inm al fü r die Expansion der w issenschaft­
lichen M öglichkeiten zu sorgen und zugleich eine zeit­
gem äße Form  fü r die w issenschaftliche A rbeit zu finden, 
also eine Reform  anzustreben.

Ständige Kommission von Bund und Ländern
IV. W ichtiger noch als die Regelung der finanziellen 
Seite ist die E insetzung einer S t ä n d i g e n  K o m m i s ­
s i o n  in dem B und-Länder-A bkom m en. Sie w ird von 
Bund und L ändern  gem einsam  besetzt werden, und zw ar 
so, daß auf B undesseite der B undeskanzler sowie der 
Forschungsm inister, der Innenm inister, der F inanzm ini­
ster, der Bundesratsm im ister und voraussichtlich der 
W irtschaftsm inister v ertre ten  sind, w ährend die L änder 
die Regierungschefs von R heinland-Pfalz, B aden-W ürt- 
tem berg, N iedersachsen und H am burg sowie den F inanz­
m inister von N ordrhein-W estfalen  und den K ultusm in i­
ster von Hessen entsenden.
Die A ufgabe der S tändigen Kommission ist die „gegen­
seitige U nterrichtung und gegenseitige A bstim m ung“ von 
B und und Ländern. Sie kann und muß verhindern , daß 
Bund und L änder bei der Förderung der W issenschaft 
von verschiedenen G esichtspunkten ausgehen und sich so 
auseinander entwickeln. Zu den A ufgaben der Ständigen 
Kommission w ird auch die B eratung  über etw aige w eitere 
Abkommen gehören, also etw a über einen B ildungsrat 
oder über ein Abkom m en fü r die neuen Hochschulen.

Finanzierung neuer Hochschulen
V. Zu den G egenständen, d ie  n i c h t  in dem genannten 
B und-L änder-A bkom m en geregelt sind, gehören die 
n e u e n  H o c h s c h u l e n .  Es ist bekannt, daß die F inan ­
zierung neuer Hochschulen allein un ter den Ländern  ab ­
gesprochen ist in der Weise, daß ein Investitionsfonds in 
Höhe von rd. 3 Mia. DM aus B eiträgen a ller L änder ge­
bildet w erden soll. Aus diesem  Fonds sollen diejenigen 
L änder Zuschüsse erhalten , die neue Hochschulen bauen. 
Der Bund ist aufgefordert, diesem Abkom m en beizu tre ­
ten. Die B undesregierung ist grundsätzlich bereit, den 
Bau neuer Hochschulen m itzufinanzieren. Zum Beweis 
dieser B ereitschaft ha t sie in den H aushalt 1965 einen 
L eertite l eingearbeitet. Ü ber die M odalitäten seines Bei­
tr itts  m uß jedoch noch verhandelt werden, da der Bund 
kaum  in der Lage sein wird, zu den jetzigen Bedingungen 
seinen B e itritt zu erklären . Bei diesen V erhandlungen 
m üßte sichergestellt werden, daß die N eugründungsvor­
haben dem W issenschaftsrat vorgelegt werden, da das 
W ort „W issenschaftsrat“ in dem bisherigen Abkorrlmen 
nicht vorkom m t. Auch m üßte ins Auge gefaßt werden, 
daß etw aige Zahlungen des Bundes echte zusätzliche Z ah­
lungen sind und daß er, w enn er schon m itzahlt, auch an 
der V erw altung des Investitionsfonds beteilig t wird.
Bericht der Bundesregierung über die Lage der 
Wissenschaft
VI. Alle diese finanziellen Hilfen, die der Bund fü r die 
W issenschaft zah lt oder anstreb t, sind wichtig fü r den 
gegenw ärtigen Augenblick. Die B undesregierung w ürde 
jedoch ih re P flicht versäum en, w enn sie sich nicht auf die 
kom m enden Entw icklungen sorgfältig vorbereitete. Sie 
m uß also p l a n e n .  N ur w enn die m utm aßlichen Linien 
der Entw icklung und der dam it nötig w erdende F inanz­
bedarf abgeschätzt w erden, kann  die öffentliche Hand wie 
ein gu ter H aushalte r vorausschauend planen, sich einrich­
ten und P rio ritä ten  feststellen. Dabei geht es — w ohl­
gem erk t — nicht etw a um eine P lanung der Forschung, 
sondern um  eine P lanung  der F inanzm ittel fü r die F or­
schung.
Die B undesregierung w ird au f eine entsprechende B itte 
des Bundestages einen „ B e r i c h t  ü b e r  d i e  L a g e  
d e r  W i s s e n s c h a f t “ vorlegen. D ieser Bericht w ird 
voraussichtlich sowohl eine B estandsaufnahm e über den 
derzeitigen S tand  der Forschungsförderung durch den

Bund en thalten  als auch eine Vorausschätzung des Be­
darfs fü r W issenschaft und Forschung fü r die nächsten 
fünf Jahre . Dem Zahlenteil soll ein K atalog von zu för­
dernden W issenschaftsgebieten (Schwerpunkte) gegen­
übergestellt werden.
Voraussichtliches Ergebnis w ird sein: Die A nforderun ­
gen an den Bund fü r die Förderung der W issenschaft 
w erden sich in den nächsten Jah ren  verdoppeln, sich 
teilw eise sogar noch stä rk e r verm ehren.
Der kom m ende Bericht der Bundesregierung, der im Zu­
sam m enhang m it der „B edarfsfeststellung der L änder 
1963 — 1970“ gesehen w erden muß, w ird dann den Ge­
sam tbedarf fü r die Förderung der Forschung fü r die 
nächste Z ukunft erkennen lassen. Es w ird dann Sache der 
P inanzm inister sowie der P arlam ente beim  Bund und in 
den L ändern  sein zu entscheiden, in welchem U m fang der 
B edarf von J a h r  zu Ja h r  — auch im Zusam m enhang m it 
den anderen S taatsaufgaben  — gedeckt w erden kann. 
Auch hier hoffe ich auf eine w erbende W irkung des Be­
richts. Er kann helfen, die vom B undesfinanzm inisterium  
eingeleiteten „längerfristigen H aushaltsüberlegungen“ 
w irkungsvoll vorzubereiten.
Förderung der Wissenschaft im Bund 1965 zurückversetzt
VII. W enn m an sich über den künftigen B edarf k lar 
w erden will, stößt m an im m er w ieder auf folgendes 
Dilemma:
Einerseits sind die Forschungsthem en der W issenschaft 
und dam it ihre Geldwünsche praktisch unbeschränkt. 
A ndererseits sind die öffentlichen M ittel naturgem äß b e ­
grenzt. Es ist daher unverm eidlich, von J a h r  zu J a h r  
zwischen W ünschen und vorhandenen M itteln eine e rträg ­
liche m ittle re  Lösung zu finden.

Selbst wenn man aber auf einer solchen m ittleren  Linie 
den B edarf fü r die Forschung feststellt, g erä t m an in eine 
w eitere Schwierigkeit, wenn m an nunm ehr den F or­
schungsbedarf den übrigen S taatsnotw endigkeiten  gegen­
überstellt:
Die W issenschaftspolitik ist eine der vordringlichsten 
A ufgaben der B undesregierung, eben wegen ih rer Be­
deutung fü r den F ortsch ritt und den W ohlstand unseres
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Landes. Sie ist aber nicht die einzige, sondern n u r eine 
un te r m ehreren  vordringlichen Regierungsaufgaben. A n­
dere staatliche A ufgaben sind genauso entscheidende Vor­
aussetzungen für den B estand unseres Lebens und unserer 
F reiheit, z. B. eine zeitgerechte Sozialpolitik, eine m oderne 
D efensiv-R üstung, eine zeitgem äße V erkehrspolitik. Es 
w ird im m er w ieder darauf ankom m en, die verschiedenen 
S taatsaufgaben in ein vernünftiges Gleichgewicht zuein­
ander zu bringen.
Da unsere öffentlichen M ittel nicht ausreichen, um alle 
S taatsaufgaben  im gew ünschten Um fang zu fördern, 
m üssen notgedrungen P r i o r i t ä t e n  fü r vordringliche 
A ufgaben aufgestellt werden. Die B undesregierung h a t fü r 
den H aushalt 1964 zum ersten  Male solche P rio ritä ten  in 
einem  K atalog zusam m engefaßt. Es sind dies die öffent­
lichen Aufgaben, fü r die eine S teigerung um  m ehr als 
6 %> Prozent, also über den Zuwachs des B rutto-Sozial- 
p rodukts hinaus, vorgesehen ist, und zw ar

Sozialpolitik +  2,01 M rd DM +  20, 1 °/o
W issenschaft (nur BMwF

nicht Ressortforschung) +  119 Mio DM +  15,4 %

Daß die W issenschaftspolitik un te r den genannten  P rio ri­
tä ten  erscheint, läß t den Rang erkennen, den die B undes­
regierung dieser A ufgabe zuerkennt.
F ü r 1965 ist das vorläufige Bild der P rio ritä ten  nach dem 
E ntw urf des H aushaltsp lanes des Bundes folgendes:

1. W irtschaftliche Z usam m enarbeit +  30 °/o
2. W ohnungsbau f  22,6 %
3. W irtschaft +  19 %>
4. W issenschaft +  15,5 %)

Die Förderung der W issenschaft ist also von dem 2. auf 
den 4. P latz verw iesen.

Gemeinsame Aufgabe von Staat und Wirtschaft
VIII. Die Motive, aus denen m an W issenschaft fördert, las­
sen sich in v ielfältiger Weise umschreiben. Man kann 
u. a. darauf hinweisen, daß heute S tand und Umfang 
aller Produktlion abhängig sind nicht n u r von den klassi­
schen F aktoren  „A rbeit und K ap ita l“, sondern in  steigen­
dem Um fang von dem d r i t t e n  F a k t o r  „ B i l d u n  g“. 
Von da her w ird besonders deutlich, daß alle A ufw en­
dungen der öffentlichen H and und der W irtschaft „Investi­
tionen“ sind und kein Luxus, auf den notfalls auch v er­
zichtet w erden könnte.
So gesehen is t die Förderung der W issenschaft schließlich 
eine gem einsam e A ufgabe von S taa t und W irtschaft. Das 
Forschungsm inisterium , das sich bem üht, der A nw alt der 
W issenschaft zu sein, ist dem S tifterverband  dankbar, 
nicht nu r fü r die B ereitstellung von G eldm itteln, sondern 
fast noch m ehr fü r die ständige Ö ffentlichkeitsarbeit fü r 
die Forschung. Die Forschungsw erbung ist eine A uf­
gabe, die der S taa t — statisch, wie er nun einm al orga­
n isiert ist — nur unzureichend bew ältigen kann. Umso 
dankbarer ist e r  fü r die dynam ische In itia tive und den 
Einsatz des S tifterverbandes.
Einig sind Regierung und S tifterverband  darin, daß fü r 
die Forschung noch weit m ehr getan w erden muß als 
bisher. Schließlich häng t von der B reite und der Q ualität 
unserer wissenschaftlichen Bildung nichts geringeres ab, 
als unsere Z ukunft und die unserer Kinder.

Kultusminister über Bildungsplanung einig
Kompromiß zwischen Hahn-Plan und Evers-Projekt — Ministerpräsidentenkonferenz hat nun das Wort

Die K onferenz der K ultusm in ister h a t sich über die O rga­
nisation der B ildungsplanung sowie über einen A ktions­
und Z eitplan fü r bildungspolitische Sofortm aßnahm en 
geeinigt. In der Sondersitzung der K onferenz am 19. und 
20. O ktober w urde ein Kom prom iß zwischen dem  Plan 
des baden-w ürttem bergischen K ultusm in isters Prof. Dr. 
H ahn zur G ründung einer Bildungskom m ission beim  Wis­
senschaftsra t und den Vorschlägen des B erliner Schul­
senators C arl-H einz Evers fü r ein Sofortprogram m  ge­
funden.
Die K ultusm inisterkonferenz em pfahl den M inisterprä­
sidenten den Abschluß eines V erw altungsabkom m ens 
zwischen Bund und L ändern  über die E rrichtung eines 
B ildungsrates, der in Z usam m enarbeit m it dem W issen­
schaftsrat langfristige P lanungen und die aus der E n t­
wicklung notw endigen Zielvorstellungen fü r die verschie­
denen Bereiche des K u ltu r-  und B ildungsw esens era rbe i­
ten  soll. E r soll insbesondere Vorschläge fü r Zahl, S tru k ­
tu r  und F inanzbedarf der A usbildungseinrichtungen vor­
legen. Der wachsende A nspruch der B evölkerung auf 
qualifizierte B ildungseinrichtungen und der steigende Be­
darf von S taa t und G esellschaft an ausgebildeten Men­
schen sollen B estandteil dieser P lanungen  werden.

Der B ildungrat soll durch die L änder im  E invernehm en 
m it der B undesregierung errich te t w erden und aus einer 
Bildungskom m ission und e iner V erw altungskom m ission 
bestehen. Die M itglieder der Bildungskom m ission sollen 
nach B eratung  in der K ultusm inisterkonferenz von den 
einzelnen L andesregierungen entsprechend dem V erhält­
nis der S tim m en ih rer L änder im B undesrat berufen w er­
den. Die M itglieder sollen W issenschaftler oder aner­
kann te  Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sein oder 
durch ihre dienstliche oder berufliche T ätigkeit dem B il­
dungsw esen nahestehen. Die K ultusm in ister der Länder 
sollen die V erw altungskom m ission bilden.
Der Bund und die G em einden sollen innerhalb  ih rer Zu­
ständigkeiten  in dieser Kommission m itw irken. Der Um ­
fang dieses M itw irkungsrechtes — Beratungsrecht, volles 
oder teilw eises S tim m recht — soll spä ter von den M ini­
s te rp räsiden ten  gem einsam  m it der B undesregierung ge­
k lä rt werden. Die K ultusm in ister legten W ert darauf, daß 
dabei die verfassungsm äßige O rdnung gew ahrt bleibt. 
Der P räsid en t der K ultusm inisterkonferenz soll den Voi-- 
sitz im B ildungsrat und in der V erw altungskom m ission 
übernehm en. F ü r bestim m te A ufgabenbereiche sollen bei 
der B ildungskom m ission ad-hoc-K om m issionen geschaf­
fen werden. Ein K oordinierungsausschuß soll den Bil­
dungsrat m it dem W issenschaftsrat verbinden.

Der H ahn-P lan  w ar schon in einer V orbesprechung der 
CD U /C SU -K ultusm inister in M ünchen vor allem  am baye­
rischen W iderstand gescheitert. K ultusm inister M ikat, der 
ursprünglich den H ahn-P lan  begrüßt hatte, un ternahm  
einen V erm ittlungsversuch zwischen den sozialdem okra­
tischen und den christlich-dem okratischen K ultusm in i­
stern, der auch Erfolg hatte. Die sozialdem okratischen 
B edenken w urden dadurch ausgeräum t, daß zwischen der 
G ründung des B ildungsrates und den Beschlüssen über 
einen A ktions- und Zeitplan fü r Sofortm aßnahm en ein 
Ju n k tim  hergestellt wurde. Die K ultusm inisterkonferenz 
w ird diesen P lan  auf ih rer nächsten Sitzung M itte Dezem­
ber in S tu ttg a rt erörtern .
Der H ahn-P lan  unterschied sich beträchtlich von dem je tz t 
einstim m ig gefaßten Beschluß der K ultusm in isterkon ­
ferenz. Er sah eine w eitgehende Z entralisierung der Bil­
dungsplanung und die Schaffung eines nationalen Bil­
dungsplanes vor und betonte sehr s ta rk  die M itw irkung 
des Bundes. Die K ultusm inisterkonferenz tra t in diesem 
P lan  gegenüber dem Bildungs- und W issenschaftsrat in 
ih rer B edeutung erheblich zurück. Der B ildungsrat nach 
den V orstellungen der K ultusm in ister soll in g röß ter Nähe 
zur K ultusm inisterkonferenz angesiedelt werden. „Die 
K ultusm in ister können nicht aus der V erantw ortung en t­
lassen w erden“, fo rm ulierte M ikat in einer P ressekon­
ferenz in Bonn. Die M itw irkung des Bundes h a t sich 
nach den V orstellungen der K ultusm in ister an seine Zu­
ständigkeiten  zu halten, so sehr sie auch gew ünscht wird. 
Es w ird fü r denkbar gehalten, daß fü r einzelne Fragen 
nu r ein Beratungsrecht, fü r andere F ragen ein S tim m ­
recht eingeräum t wird.
Die Beschlüsse der K ultusm inisterkonferenz w erden auch 
ihre A usw irkungen in andere Richtung zeigen. Dem B un­
destag liegt ein K oalitionsantrag  der CDU/CSU und der 
FDP vor, m it dem die B undesregierung ersucht wird, m it 
den L ändern  über einen B ildungsrat nach den Hahnschen 
V orstellungen zu verhandeln. W ährend die SPD in dem 
von ihr vorgeschlagenen Spitzengespräch der P arte ien  
ein Sofortprogram m  zur K ulturpolitik  zugrundelegen 
wollte, hate  der CDU-Vorsitzende Dr. K onrad A denauer 
den H ahn-P lan  als G esprächsgrundlage angeregt. Bei 
beiden Ergebnissen, fü r die noch kein Term in bekann t 
ist, en tsteh t nach den Beschlüssen der K ultusm in isterkon ­
ferenz eine neue Situation. V orerst haben die M inister­
präsidenten  in ih rer H am burger Tagung das Wort.

Der Aktions- und Zeitplan
Der A ktions- und Zeitplan zu kulturpolitischen Sofort­
m aßnahm en sieht sieben P unk te  vor:
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•  V erstärk te und verm ehrte  M aßnahm en zur Besei­
tigung des L ehrerm angels durch A usbildung von Fach­
lehrern  fü r technische und musische Fächer sowie fü r 
Leibeserziehung, V erbesserung der Lehrerbesoldung, 
E rhöhung der Zahl von V erw altungs- und Schulhilfs­
k räften  fü r nicht-pädagogische A rbeiten in den 
Schulen.

•  Realisierung der Beschlüsse über die E inführung des 
neuten  V ollzeitschuljahres in allen Ländern.

•  E inführung bzw. Erhöhung des Angebots im frem d­
sprachlichen U nterricht von Klasse fünf an in allen 
Schulen.

•  Förderung des ländlichen Schulwesens durch Schaffung 
ausreichend gegliederter Schulen.

•  Förderung und Erschließung der B egabungsreserven 
in S tad t und Land durch Schaffung von Möglichkeiten 
zum E rw erb w eiterführender Schulabschlüsse: E rrich ­
tung w eiterer A ufbauform en und Ü bergänge von höhe­
ren Fachschulen zur Hochschule.

•  V erstärk te Förderung von Schulversuchen en tsp re ­
chend der E rk lärung  der 100. K ultusm inisterkonferenz 
in Berlin sowie E rprobung von Tages- und Tagesheim ­
schulen in den einzelnen Ländern.

•  Ausbau des System s der E rziehungsbeihilfen sowie Be­
reitstellung von M itteln zur Deckung der B eförderungs­
kosten dm ländlichen Schulwesen.

Das Düsseldorfer Abkommen
,Die N ovellierung des D üsseldorfer Abkommens, die eben­
falls von der K onferenz einstim m ig beschlossen wurde, 
h a t eine behutsam e Reform  des G ym nasium s zum Gegen­
stand. D aneben w erden andere F ragen der V ereinheit­
lichung des Schulwesens, insbesondere die Schaffung von 
Aufbauschulen zur E rleichterung des Ü bergangs zwischen 
den verschiedenen Schultypen, geregelt. Die M inisterprä­
sidentenkonferenz in  H am burg w ird endgültig über die­
ses Abkommen beraten. W ir berichten in unserer nächsten 
A usgabe darüber ausführlich. Tr.

Kulturprogramm der CDU für Nordrhein-Westfalen
Ein um fangreiches, kulturpolitisches Program m  h a t die 
C D U -Fraktion N ordrhein-W estfalen  w ährend  einer K lau ­
surtagung  aufgestellt. Dieses bildungspolitische A ktions­
program m , das in der zweiten H älfte der L egislatur­
periode des L andesparlam ents N ordrhein/W estfalen rea li­
s ie rt w erden soll, sieht u. a. neben der im Bau befindlichen 
R uhr-U niversitä t, die E rrichtung einer w eiteren  U niver­
s itä t im Ostw estfälischen Raum  vor. Diese U niversität 
soll nach den V orstellungen der CDU einen vollkommen 
neuen Typus erhalten  und vielleicht sogar — zum indest 
klang so etwas bei den B eratungen durch — eine F or­
schungsuniversität werden. B ereits im E ta t 1965 sollen 
V orarbeitskosten zur D urchführung genauer U ntersuchun­
gen über Größe, Konzeption und S tandort vorgesehen 
werden. In der F rage der pädagogischen Hochschulen ist 
sich die C D U -Fraktion m it den Em pfehlungen des vom 
K ultusm in ister Prof. M ikat eingesetzten E xpertenaus­
schusses einig. Nach diesen Em pfehlungen sollen jeweils 
fünf der fünfzehn bestehenden pädagogischen Hochschulen 
zu einer E inheit zusam m engefaßt werden, so daß dann 
drei „M utterhochschulen“ entstehen w ürden, die in Köln, 
D ortm und und M ünster ih ren  Sitz haben werden. F ür jede 
dieser drei Hochschulen ist ein Rektor, ein S enat und ein 
K anzler vorgesehen. M an e rw arte t sich von dieser Zu­
sam m enfassung eine S tärkung  der S elbstverw altung und 
bessere V oraussetzungen fü r die Schaffung zen tra ler w is­
senschaftlicher E inrichtungen. A ußerdem  glaubt m an auf 
diese W eise die Z usam m enarbeit m it den U niversitäten  
verbessern  zu können. D er konfessionelle C harak ter der 
bestehenden pädagogischen Hochschulen soll jedoch davon 
u n b e rü h rt bleiben. K eine K larhe it besteh t in der CDU 
jedoch darüber, w ie sich eine solche Zusam m enarbeit 
gestalten  soll, wenn die bestehenden wissenschaftlichen 
Hochschulen auf dem S tandpunk t stehen, daß konfes­

sionelle B indungen m it dem C harak ter w issenschaftlicher 
Hochschulen unvere inbar sind.
Die S tudenten  an den pädagogischen Hochschulen sollen 
nach den „Em pfehlungen zur N eugliederung der Pädago­
gischen Hochschulen“ künftig  bessere Möglichkeiten haben, 
ihr S tudium  stä rk e r auf bestim m te Fächer zu konzentrie­
ren. A ußerdem  w ird die Einrichtung einer akadem ischen 
P rüfung  (Dipl. Päd.) vorgeschlagen, sie jedoch nicht m it 
der ersten  L ehrerprüfung  identisch ist, sondern ein zu­
sätzliches wissenschaftliches Studium  voraussetzt.
Z ur Behebung des L ehrerm angels erscheint es der CDU 
notwendig, w eiterhin geeignete A ushilfskräfte kurzfristig  
auszubilden und verhe ira te ten  L ehrerinnen auch bei v er­
m inderter S tundenzahl die Möglichkeit zu geben, im Be­
am tenverhältn is tä tig  zu sein.
Zur Entw icklung des Schulwesens fo rdert die CDU die 
E inführung des neunten  Schuljahres auch fü r N ordrhein- 
W estfalen und die E inführung  einer Frem dsprache in der 
Volksschule ab dem fünften  Schuljahr. In ihren  w eiteren 
Em pfehlungen fü r die N euorganisation des Schulwesens 
(Schaffung von A ufbauform en, fü r einen leichteren Ü ber­
gang auf w eiterführenden  Schulen; E rrichtung von M ittel­
punktschulen auf dem Lande) hält sich die CDU des 
Landes N ordrhein-W estfalen an die in Berlin erarbeite ten  
Vorschläge der K ultusm inisterkonferenz.
O ffenbar h a t sich die C D U -Fraktion des Landtages von 
N ordrhein-W estfalen  die A uffassung zu eigen gemacht, 
daß der bildungspolitischen Offensive der SPD nicht m it 
V erzögerungstaktik  erfolgreich begegnet w erden kann, 
sondern nur durch eigene In itia tive fü r einen konkreten  
A usbau und durch geeignete Entw icklungsm aßnahm en im 
Bildungswesen. Prof. M ikat ha t diese Em pfehlungen in 
der Zwischenzeit bereits dem L andtag zugeleitet. J. P.

Nobelpreis für Medizin verliehen
N obelpreisträger fü r  Medizin sind in diesem Ja h r  der 
D irektor des M ax-P lanck-Institu ts  fü r Zellchemie in 
München, Prof. Dr. Feodor Lynen, und der Deutsch- 
A m erikaner Prof. K onrad Block vom Chemischen In stitu t 
der H arvard -U n iversitä t in Cam bridge (USA). Beide 
G elehrte erhielten  zu gleichen Teilen den Preis fü r ihre 
Forschungen über den M echanismus und die Regulation 
des C holesterin- und Fettsäure-Stoffw echsels.

Das karolinische In s titu t in Stockholm betonte in seiner 
W ürdigung der w issenschaftlichen Leistung der beiden 
G elehrten, sie hätten  m it ih ren  A rbeiten w esentliche E r­
kenntnisse fü r die Behandlung von K re islaufkrankheiten  
gewonnen. Prof. Lynen h a t zuerst eine chemische V er­
bindung isoliert, die im Fettsäure-S toffw echsel von be­
sonderer Bedeutung ist. Prof. Block habe den A ufbau 
des Cholesterins erforscht und gelehrt.

Prof. Lynen en tstam m t einer P rofessoren-F am ilie und 
w urde am  6. A pril 1911 in M ünchen geboren. E r stud ierte  
als Chem iker an der M ünchener U niversität und w urde 
1953 zum O rdinarius ernannt. E r ist E hrendoktor der U ni­
v e rsitä t F reiburg, T räger des ersten  C arus-P reises der 
S tad t Schw einfurt und der Justus-L iebig-G edenkm ünze.

Seine G attin  ist eine Tochter des Chem ikers und Nobel­
preisträgers Heinrich W ieland.
Auch Prof. Block, am 21. Ja n u a r  1919 in Neisse in  O ber­
schlesien geboren, h a t an der Technischen Hochschule 
München studiert, prom ovierte 1938 an der Colum bia-U ni­
v ersitä t in den V ereinigten S taaten  und ist se it 1944 
am erikanischer S taatsbürger. E r leh rte  zunächst an der 
U niversität Chikago und w irk t seit 1950 an der H arvard - 
U niversität.
D er Nobelpreis ist in diesem Ja h re  m it etw as über 
200 000 DM d o tie rt und w ird am  10. Dezember in Stock­
holm  vom schwedischen König überreicht.

Neuwahlen im Stifterverband
Anläßlich der 7. M itgliederversam m lung des S tifte rver­
bandes fü r die Deutsche W issenschaft am  5. O ktober 1964 
haben sich im V orstand des S tifterverbandes folgende 
Ä nderungen ergeben:

Neu hinzugew ählt w urden: G enerald irek tor A. Haase, 
V orsitzender des V orstandes der A llianz-V ersicherungs AG; 
G enerald irek tor Dr. H. Ley, V orsitzer des V orstandes der
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Sozialpolitik ohne Ideologie
Eine DFG-Denkschrift durchbricht Tabus — „Soziale Umverteilung“ im Mittelpunkt der Forschung

Die Deutsche Forschungsgem einschaft h a t ein Tabu poli­
tischen Denkens durchbrochen: Ih re  „Kommission fü r 
dringliche sozialpolitische F ragen“ h a t in einem P resse­
gespräch am  8. O ktober über das Them a „Soziale U m ver­
te ilung“ eine dringende M ahnung an die deutsche Sozial­
politik  quer durch alle P arte ien  und V erbände gerichtet. 
Die D enkschrift, die an diesem Tage offiziell der Ö ffent­
lichkeit vorgelegt wurde, e rs treb t eine „Sozialpolitik ohne 
Ideologien“ und möchte einen Beitrag zu einer neuen auf 
fast zehnjähriger w issenschaftlicher U ntersuchung basie­
renden neuen Konzeption der Sozialpolitik leisten.
Die Kommission — ihr gehören führende deutsche Sozial­
w issenschaftler u n te r Vorsitz von Prof. Dr. A c h i n g e r /  
F ra n k fu rt an — h a t zum erstenm al eine prinzipielle Frage 
der Sozialpolitike aufgegriffen. Die scharfe These der 
Kommission lau tet: „Die öffentlichen A ufw endungen fü r 
die soziale Sicherheit (Um verteilungsleistungen) in der 
B undesrepublik  übertreffen  alles früher in der deutschen 
Sozialgeschichte G eleistete; in ih rer G esam theit und ge­
m essen am B ruttosozialprodukt übertreffen  sie auch die 
Leistungen der vergleichbaren ausländischen System e 
sozialer S icherheit in der Gegenwart. Dennoch besteht die 
Gefahr, daß das eigentliche Ziel aller Sozial- und Gesell­
schaftspolitik, W ohlfahrt und W ürde der Person in einem 
gesunden G esellschaftsaufbau zu m ehren, im m er häufiger 
verfeh lt w ird“. Die Kommission sieht die Ursache dieser 
Entw icklung darin, daß es in der deutschen Sozialpolitik 
an einer Gesam tkonzeption und an einer einheitlichen P la ­
nung fehlt. Die Kommission k ritis ie rte  isolierte „poli­
tische A ktionen von Fall zu F a ll“, das Fehlen einer ein ­
heitlichen Konzeption und die Existenz von m indestens 
sechs m it sozialpolitischen F ragen  befaßten Bundesm ini­
sterien.
Die K om m issionsm itglieder haben m it einer in der B un­
desrepublik  b isher unbestrittenen  und schon fast trad i­
tionellen E inschätzung der Sozialpolitik und ih rer Erfolge 
gebrochen. Sie form ulierten: „Die bisher übliche aus­
schließliche B etrachtung der ausgew iesenen sozialen Lei­
stungen erg ib t kein richtiges Bild des sozialpolitischen 
Effektes.“ Die W issenschaftler meinen, daß sich die B eur­
teilung der Sozialpolitik nicht n u r an den sozialen Lei­
stungen auszurichten, sondern kritisch die M ethoden zu 
betrachten habe, m it denen die Leistungen finanziert 
werden. Ih r U rteil geht dahin: Die Politik  zur A ufbrin ­
gung dieser M ittel o rien tie rt sich nicht an der Leistungs­
fähigkeit des Einzelnen. Ih re  negativen W irkungen zeigten 
sich vor allem  bei den k leinen und m ittleren  A rbeitneh ­
m ereinkom m en.
H ier taucht nach Ansicht der Kommission ein fast p a ra ­
doxes Phänom en auf: W ährend Einkom m ens- und Lohn­
steuer auch heute noch der individuellen Leistungsfähig­
keit entsprechend erhoben werden, w ird die von diesen 
S teuern  angestreb te A ngem essenheit der Belastung der

M etallgesellschaft AG; G enerald irek tor Dr. h. c. K. Lotz, 
V orsitzer des V orstandes der Brown Boveri & Cie. AG; 
L. M erkle, V orsitzer der G eschäftsführung der Robert 
Bosch GmbH.
Die aus dem V orstand ausgeschiedenen H erren  G eneral­
d irek to r Dr. H. C. Boden; G eheim rat Dr. h. c. L. K astl; 
Bergassessor a. D. Dr. E. h. H. Kost; D irektor Dr. h. c. 
C. F. M üller; F ab rikd irek to r O. H. Vogel, w urden in A nbe­
trach t ih rer V erdienste um  den S tifterverband  zu E hren ­
kurato ren  auf Lebenszeit ernannt. Das V orstandsm itglied 
W. Bahlsen, F abrikan t, w urde anstelle von Dr. H. C. 
Boden S te llvertre tender Vorsitzer.
Tn das K uratorium  des S tifterverbandes w urden als p e r ­
sönliche M itglieder h inzugew ählt: D irektor Dr. K. B irren- 
bach, V orsitzender des A ufsichtsrates der A ugust-T hys- 
sen -H ütte  AG; Professor Dr. H. Coing, D irektor des M ax- 
P lanck -In stitu ts  fü r Europäische Rechtsgeschichte, F ran k ­
fu rt; M in.-R at a. D. Dr. H. Lubowski, P räsiden t der D eut­
schen P fandb rie fansta lt; D irek tor Dr. R. M agener, M it­
glied des V orstandes Badische A nilin- u. Sodafabrik AG; 
Dr. C. H. Paulssen, G enerald irek tor der A lum inium -Indu- 
strie-G em einschaft GmbH; Dr. K. Rohrs, V orsitzender des 
V orstandes V ereinigte A lum inium w erke AG; P rofessor Dr. 
K. Schiller, S enator fü r W irtschaft/B erlin; A. Springer, 
Inhaber der Axel Springer Verlag GmbH; Dr. G. W agner, 
Mitglied der G eschäftsführung der R obert Bosch GmbH.

A rbeitnehm er infrage gestellt durch die proportionale 
A usgestaltung der Sozialabgaben. Der A rbeitnehm er muß 
heute bereits an Sozialabgaben, an d irek ten  und ind irek ­
ten S teuern  fast bis zu einem D rittel seines Einkom m ens 
abgeben.
Diesen einschneidenden E ingriffen steht, wie die Kom m is­
sion in ihren Feststellungen bem erkt, eine sozialpolitisch 
bedenkliche Tatsache gegenüber. Eine große Zahl von 
Menschen bezieht neben einem ausreichenden A rbeits­
einkom m en eine öffentliche Rente, die aus wesentlich 
geringerem  Einkom m en anderer A rbeitnehm er m itfinan ­
ziert w ird; andererseits erhä lt die M ehrzahl der E in -P er- 
sonen-R entner-H aushalte  — vor allem  die W itwen — 
kein genügendes Einkommen. Prof. Achinger sagte in 
seiner Besprechung der D enkschrift vor den Journalisten , 
es sei an der Zeit, diese ungerechte W irkung der Sozial­
politik einm al kritisch zu überdenken.
Die Kommission erhob einen zweiten prinzipiellen E in­
w and gegen die offizielle deutsche Sozialpolitik: Eine 
Umschichtung der Einkom m en finde im wesentlichen nur 
von den E rw erbstätigen  zu den N ichterw erbstätigen statt. 
V ernachlässigt und beeinträchtig t w erde der sozialpoli­
tische Ausgleich zwischen w irtschaftlich starken  und sozial 
schwachen G ruppen, der ein wichtiges Motiv fü r die 
Progression in der E inkom m ensbesteuerung sei. Die hohe 
Belastung der A rbeitnehm ereinkom m en beeinträchtige 
erheblich die W irkungen dieser Progression.
Die Kommission m eldete eine sehr konkrete Forderung 
an: Bei der A nspannung auf der A ufbringungsseite der 
sozialen Leistungen sollen alle neu hinzukom m enden Lei­
stungsversprechen, die sozialpolitisch nicht dringend e rfo r­
derlich sind, unterbleiben.
Die U ntersuchungen, die im A ufträge der Kommission 
angestellt w urden, haben ergeben, daß in der Gesellschaft 
der G egenw art schon heute zwei verschiedene Einkom ­
m ensarten  bestehen: Ein A rbeitseinkom m en und ein So­
zialeinkom m en. Die Schaffung und V erm ehrung der ver­
schiedensten A rten  von Sozialeinkom m en führe schon 
heute zu einer sozialpsychologisch unerw ünschten „Dena­
tu rie ru n g “ des Lohnes. Die Bedeutung des auf eigener 
Leistung beruhenden Einkom m ens w erde dadurch in be­
denklichem Maße gem ildert. Die p riva te  Vorsorge w erde 
zum Beispiel— vom G rundstückserw erb und der U nter­
nehm ensbeteiligung abgesehen — durch die fü r staatliche 
U m verteilungsleistungen, insbesondere Renten, geschaffe­
nen Dynam ik diskrim iniert.
Am h ärtesten  ist das U rteil der Kommission über den 
Erfolg dieser Sozialpolitik. Sie m acht deutlich, daß trotz 
unvergleichbar großer sozialen Leistungen in w eiten Tei­
len der Bevölkerung nicht das Gefühl sozialer Sicherheit 
verm itte lt w erden konnte. B isherige Sozialpolitik in der 
N achkriegszeit sei „durchweg von der Fiktion ausgegan­
gen, als ob schon die fortlaufende S teigerung von R enten­
ausgaben eine befriedigende G esellschaftsreform  sei.“ „Die 
w eitverb reite te  V orstellung, daß die E rhöhung von Um ­
verteilungsleistungen bereits sozialen F ortsch ritt bedeutet, 
ist irrig “.
Die Kommission bezieht dem gegenüber eine andere Posi­
tion. Sie betont, der Mensch gew inne S icherheit nicht nu r 
durch rechtlich begründete U nterstü tzungen und H ilfe­
leistungen der Gesellschaft, sondern vor allem  auch durch 
das Bew ußtsein seiner Freiheit, seiner geistigen und 
m ateriellen  Selbsthilfefähigkeit.
Die Kommission der DFG möchte das Schwergewicht der 
Sozialpolitik verlagern. Sie befürchtet, daß eine ständig 
in ihrem  Volumen steigende U m verteilungspolitik  nicht 
m ehr genügend M ittel fü r Investitionen in sozial re levan ­
teren  Bereichen läßt. In dem Bericht heißt es: „Durch eine 
S tärkung  aller der Erziehung dienenden Institu tionen  kann 
in der Z ukunft eine Besserung herbe igeführt werden. Mit 
anderen W orten: Investitionen im Bereich des G esund- 
heits- und Bildungsw esens scheinen den W issenschaftlern 
angebrachter zu sein, als eine R entenpolitik, die nicht auf 
w irkliche Bedürfnisse, sondern im m er n u r auf höhere 
Leistungen ausgerichtet ist.
Prof. Achinger betonte vor den Journalisten , die Kom ­
mission habe keine P aten trezep te liefern wollen. Bew ußt 
habe sie versucht, gerade noch vor den W ahlen Sozial­
po litikern  ih ren  grundsätzlichen A nsatz sozialpolitischen 
Denkens einm al vorzuführen. Aus den W orten Achingers 
klang heraus, daß die Kommission anstrebt, Politikern
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von einer „Politik sozialer Geschenke“ abzuraten  und sie 
s ta tt dessen zu einer kritischen Ü berprüfung  ih rer Posi­
tionen zu veranlassen. Die Kommission scheint in diesem 
P unk te  m ehr als realistisch zu denken: Sie erhofft nicht 
einen unm itte lbaren  Einfluß auf den parlam entarischen 
Alltag, sondern möchte zu einem  grundsätzlichen U m den­
ken in der Sozialpolitik anregen. Sie betonte m ehr die 
P erspektiven als die Einzelheiten eines praktischen P ro ­
gram m s. Zugleich aber w urde aus den E rläu terungen  
Achingers sichtbar, daß die an den U ntersuchungen be­
teiligten führenden  deutschen Sozialw issenschaltler und 
sozialwissenschaftlichen In stitu te  auch bereit sind, kon­
k re te  Lösungsvorschläge zu un terbreiten , die sich in eine 
G esam tkonzeption einordnen.
Es h a t unm itte lbar nach der V or-V eröffentlichung des B e ­
richtes nicht an Versuchen von R egierungsparteien und 
Opposition gefehlt, die grundsätzlich gem einten Thesen in 
die M ünzen des politischen Tagesgeschäftes um zuform en. 
H ier liegt, wie Achinger in dem Pressegespräch betonte, 
n ich t der eigentliche Sinn des Gutachtens. Die Kommission 
s te llt die bisherige Sozialpolitik über alle E inzelheiten 
im Prinzip in F rage und verlangt eine Besinnung auf 
G rundsätze.
Die U ntersuchungen w aren auf den Raum klassischer 
Sozialpolitik beschränkt. Achinger leugnete nicht, daß

dam it die M ethoden sozialer U m verteilung in der heu­
tigen Gesellschaft nicht erschöpft sind. Ein w eiterer, w eit­
hin unübersehbarer Raum  tu t sich m it offenen Subven­
tionen an W irtschaftszweige und durch die. indirekten  
Subventionen der S teuerpriv ilegien  auf. Zu diesen F ra ­
gen ha t die Kommission nicht S tellung genommen. Aus 
ih rem  Blickfeld sind sie nicht verschwunden.

Die Deutsche Forschungsgem einschaft h a t m it der T ätig ­
keit und dem Bericht der Kommission fü r dringliche 
sozialpolitische F ragen N euland betreten: Sie hat die 
W issenschaft in unm itte lbarer N ähe zur Politik  angesie­
delt. Diese Position möchte sie auch fü r die Z ukunft auf­
rechterhalten: Die DFG glaubt, daß unabhängige W issen­
schaft auch der Politik  Fragen zu stellen und die p ra k ­
tischen Lösungen einer grundsätzlichen K ritik  zu u n te r ­
ziehen hat.

Nicht ohne Absicht w ird  der Bericht der Kommission als 
„M itteilung eins“ bezeichnet. Die DFG und ihre Kom m is­
sionen möchten diesen Weg w eitergehen.

Der Kommission gehörten die Professoren Achinger/ 
F rank fu rt, Bombaeh/Basel, Föhl/Berlin, M uthesius/Frank- 
furt, N eum ark /F rankfurt, N eundörfer/F rankfurt, Schelsky/ 
M ünster, W eddigen/E rlangen-N ürnberg und W urzbacher/ 
Kiel an. Die. F eststellungen der Kommission beruhen  auf 
einer großen Zahl von Einzeluntersuchungen. Tr.

DAAD sucht Deutsch-Lektoren für Hochschulen in Übersee
Eine Chance für Philologen mit Hochschulabschluß — Angemessene Vergütung und Übernahme der Reisekosten

202 vom Deutschen Akademischen A ustauschdienst (DAAD) 
verm itte lte  L ektoren lehren z. Z. deutsche Sprache und 
L ite ra tu r an U niversitäten  und Hochschulen in allen E rd ­
teilen. Die Zahl ih rer Schüler be träg t rund  40 000. 18 Lek­
to rate  in Asien, A frika und L ateinam erika m üssen im 
H erbst dieses Jah res  bzw. im kom m enden F rü h ja h r neu 
besetzt werden. Der DAAD sucht geeignete Bew erber 
fü r die in teressan te und vielseite L ek to ren tätigkeit im 
Ausland.

Zwischen Bombay und Buenos Aires: 18 Lektorate offen
Noch in diesem Ja h re  m üssen fünf D AA D -Lektorate in 
H irosaki/Japan, D am askus/Syrien, K abul/A fghanistan, Iba- 
dan/N igeria und T ucum an/A rgentinien neu- oder w ieder­
besetzt werden. Im  F rü h ja h r 1965 sind w eitere 13 DAAD- 
L ek to ra te  zu besetzen, d a ru n te r allein sieben an indischen 
U niversitäten  (u. a. in Bombay, K alku tta  und Benares), 
zwei in Jap an  (Kyoto und H iroshim a) und je eins in Indo­
nesien (Medan), N igeria (Nsukka), L iberia (Monrovia) und 
A rgentinien (Buenos Aires).

Vielfältige Lektorenarbeit
Das Schwergewicht der L ek to renarbeit liegt an allen 
Hochschulen auf dem deutschen Sprachunterricht. In vie­
len L ändern  Asiens, A frikas und L ateinam erikas fällt 
den Lektoren vor allem  die A ufgabe zu, S tudenten  und 
auch Dozenten naturw issenschaftlich-technischer und 
m edizinischer Disziplinen L esekenntnisse zum V erständnis 
deutsch-sprachiger F ach lite ra tu r zu verm itteln . In Japan  
dagegen sind die deutschen Hochschulsprachkurse auf die 
B edürfnisse von G erm anistikstudenten  zugeschnitten. In 
verschiedenen sta rkem  M aße w erden die DAAD-Lektoren 
auch m it Vorlesungen und sem inaristischen Ü bungen zur 
deutschen L ite ra tu r betrau t. D arüber hinaus halten  die 
D A A D -Lektoren an vielen U niversitäten  Vorlesungen 
oder V orträge über deutschlandkundliche Them en, bauen 
deutsche Institu tsb ib lio theken  auf, richten deutsche Lese­
räum e ein, veransta lten  Film abende, Buchausstellungen 
und leiten A ussprachekreise und Theatergruppen. An 
Hochschulen in E ntw icklungsländern ist der DAAD-Lektor 
oft der einzige Deutsche, der von Professoren und S tuden ­
ten als M ittler fü r alles betrach tet w ird, was die Bezie­
hungen zwischen dem G astland und D eutschland betrifft. 
A ttrak tiv  ist die zeitlich befriste te  L ek to ren tätigkeit — 
M indestverpflichtung fü r überseeische L änder zwei Ja h re  

-— nicht n u r ih rer V ielseitigkeit wegen. Der A uslandsauf­
en tha lt zahlt sich durch gehobene Berufschancen bei der 
Rückkehr nicht selten unm itte lbar aus. Schließlich bleib t 
den L ektoren neben ihren Lehrverpflichtungen noch ge­
nügend Zeit, um eigene S tudien und Forschungen vor­
anzutreiben.

Das wird vorausgesetzt:
Der veran tw ortungsvollen  A ufgabe der L ektoren en tsp re ­
chend, w erden hohe A nforderungen an B ew erber um 
ein D A A D -Lektorat im A usland gestellt:

•  Als L ektorenbew erber kom m en n u r jüngere A kade­
m iker m it abgeschlossenem Hochschulstudium, vorzugs­
weise m it Prom otion, ggf. auch m it S taatsexam en oder 
M agisterprüfung, infrage. In teressen ten  m it G erm a­
nistik  im H aupt- oder Nebenfach w erden bevorzugt, 
aber auch Anglisten und Rom anisten können sich be­
werben.

•  Auf pädagogische E rfahrung  durch eine A ssistenten ­
tä tigkeit oder durch den praktischen V orbereitungs­
dienst an H öheren Schulen w ird W ert gelegt.

® Soweit die K enntnis der Sprache des G astlandes nicht 
vorausgesetzt w erden kann, m üssen gute, englische, 
französische oder spanische Sprachkenntnisse nachge­
wiesen werden.

•  L ektorate sind norm alerw eise keine D auerstellungen. 
Bew erber, die ein L ek to ra t in Übersee übernehm en 
möchten, m üssen sich fü r m indestens zwei Ja h re  v e r ­
pflichten.

® F ü r eine angem essene finanzielle V ergütung und die 
Ü bernahm e der Reisekosten ist gesorgt.

B ew erber können sich d irek t an den Deutschen A kade­
mischen A ustauschdienst (DAAD), L ektorenrefera t, 532 Bad
Godesberg, K ennedy-A llee 50, wenden.

10 neue DAAD-Lektoren gehen nach Frankreich

In teressan te  Zahlen über die deutsche K u ltu rarbe it in 
F rankreich  und die französische K u ltu rarb e it in Deutsch­
land w urden bei einem E inführungstreffen  für zehn junge 
G erm anisten und Rom anisten bekannt, die als Lektoren für 
deutsche Sprache und L ite ra tu r an französische U niver­
sitäten  en tsand t w erden. Wenn die zehn neuen Lektoren 
ih re  A rbeit jenseits des Rheins zu Beginn des S tudien ­
jah res Ende O ktober/A nfang Novem ber auf nehm en, gibt 
es insgesam t 32 DAA D -Lektoren an französischen U ni­
versitäten  und Hochschulen. Hinzu kom m en w eitere 16 
Lektoren fü r Deutsch, die von U niversitäten  d irek t v er­
m itte lt w urden. Auf etw a 70 Personen erw eite rt sich der 
K reis derjenigen, die deutsche K u ltu rarbe it in Frankreich  
leisten, wenn m an die M itarbeiter der sechs Goethe- 
In stitu te  in F rankreich  hinzuzählt und die fü r K u ltu r­
fragen Zuständigen bei der deutschen Botschaft und bei 
den deutschen K onsulaten.

Frankreichs Kulturmission in Deutschland 
mit 160 Mitarbeitern
Dem stehen rund  160 Franzosen gegenüber, die K u ltu r­
arbe it in D eutschland leisten, zum eist im Rahm en der 
offiziellen französischen K ulturdelegation. Zu diesem P er­
sonenkreis zählen neben Angehörigen des diplom atischen 
Dienstes die M itarbeiter der französischen K ultu rinstitu te , 
die L ehrer der beiden französischen G ym nasien in Berlin 
und Saarbrücken und 22 U niversitätslek toren  fü r fra n ­
zösische Sprache und L ite ra tu r. 20 Französisch-Lektoren 
kam en durch d irek te U niversitätsverm ittlung  nach
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D eutschland. — Nicht nu r zahlenm äßig ist die französische 
R epräsentanz in Deutschland sehr viel s tä rk e r  als die 
deutsche iin unserem  N achbarland. Auch in m aterie ller 
und institu tioneller H insicht erg ib t sich ein deutliches 
P lus fü r die französische Seite. A lle in Deutschland auf 
ku ltu re llem  G ebiet arbeitenden Franzosen besitzen Be­
am tenstatus oder eine diesem angeglichene Stellung.

Vergütung und Sicherstellung der DAAD-Lektoren 
verbesserungsbedürftig
Daß sich bei dem V orbereitungstreffen  fü r die neuen 
D A A D -Lektoren an diesem  P unk t eine heftige D iskus­
sion entzündete, ist verständlich, denn die S tellung der 
deutschen L ektoren im A usland hält einen Vergleich m it 
der Position französischer Lektoren in unserem  Lande 
nicht aus. Beim Deutschen Akademischen A ustauschdienst 
ist m an sich längst im k laren  darüber, daß V ergütung 
und Sicherstellung der L ektoren im A usland — ihren 
A ufgaben entsprechend — dringend verbessert w erden 
müssen. Die A ufgabe eines DAAD-Lektors in Frankreich  
geh t w eit über das E rteilen  deutschen Sprachunterrichts 
hinaus, denn G erm anistik  bedeutet in F rankreich  m ehr 
als die A useinandersetzung m it sprachhistorischen P ro ­
blem en und  m it der deutschen L ite ra tu r, bedeutet

D eutschlandkunde in einem umfassendest Sinne. Zu ihren 
G egenständen gehören auch die Geschichte, die K unst­
geschichte, Geographie, w irtschaftliche und soziale P ro ­
bleme. An die Lektoren ste llt dieses System  hohe A nfor­
derungen, denn in V orlesungen und Übungen haben sie 
aus dem w eiten K atalog dieser Them en in jedem  S tudien ­
ja h r  ein bestim m tes darzulegen.
In U nkenntnis dieser Tatsache scheint hierzulande m an­
cherorts noch die M einung vorzuherrschen, w er als DAAD- 
L ektor herausgehe, wolle sich eine „schöne Zeit“ im Aus­
land machen. Wo m an so denkt, w ird die L ektorenarbeit 
stä rkstens un terbew ertet, ganz abgesehen davon, daß der 
bedeutende kulturpolitische A spekt der L ektoren tätigkeit 
nicht gesehen wird.

Stipendien für Europa-Studien in Turin
Nach einer M itteilung des T uriner In stitu t U niversitaire 
d ’Etudes Europeennes an den Deutschen Akademischen 
A ustauschdienst (DAAD) stehen fü r die von Novem ber 
1964 bis Mai 1965 dauernde Studienperiode noch einige S ti­
pendien zur Verfügung, um  die sich auch jüngere deu t­
sche W irtschaftsw issenschaftler, H istoriker, Ju ris ten  und 
Politologen m it abgeschlossenem Hochschulstudium  be­
w erben können.

Jedem das Seine, nicht jedem das Gleiche!
Von einem ungewöhnlichen S chritt un terrich teten  am  
12. 10. 64 in  Bonn die V orsitzenden der B undesarbeits­
gem einschaft Jugendaufbauw erk , des Bundesjugendringes 
und des B undesstudentenringes in Bonn die Presse. In 
einem  offenen Brief an  den Deutschen B undestag appel­
lierten  sie, endlich ein Gesetz zur Förderung der A us­
bildung der deutschen Jugend  zu verabschieden. W enn die 
R egierungserklärung zu Beginn der 4 .Legislaturperiode 
nicht bloße D eklam ation bleiben solle, m üßten endlich 
konsequente Schritte unternom m en werden, um  das P ro ­
blem  der A usbildungsförderung in voller B reite ziel­
gerecht und d au e rh a ft zu lösen.

H ierzu haben die S pitzenverbände der Jugend  und S tu ­
denten, gem einsam  m it dem D achverband der O rganisa­
tionen der freien  und kom m unalen Jugendsozialai’beit 
G rundsätze veröffentlicht.

* Durch ein Bundesgesetz zur Regelung der E rziehungs­
und A usbildungsbeihilfen sind  u n te r Beachtung des 
G rundsatzes „Hilfe zur S elbsth ilfe“ möglichst gleiche 
S tartchancen fü r den bildungsm äßigen A ufstieg der 
Jugendlichen zu verschaffen.

* Alle A usbildungsm öglichkeiten von der gewerblichen 
A usbildung bis hin zum Studium  an w issenschaftlichen 
Hochschulen sind in die F örderung einzubeziehen. H ierzu 
gehören auch solche A usbildungen, die der W eiterführung 
oder U m schulung dienen.
* Die G ew ährung von A usbildungsbeihilfen ha t en tsp re ­
chend der fü r  den jew eiligen A usbildungsgang geforder­
ten Eignung und Leistung des Jugendlichen zu erfolgen. 
Die A usbildungsbeihilfe m uß sich nach der w irtschaft­
lichen Lage des A uszubildenden und seiner Fam ilie rich­
ten.
* Bei der Festlegung der B em essungsgrundlagen dürfen  
nicht G rundsätze der A rm enfürsorge zur A nwendung 
kommen.
* Pauschalzuw endungen bleiben unzulänglich, weil sie den 
unterschiedlichen G egebenheiten der A usgangssituation 
und des A usbildungszieles nicht gerecht w erden können. 
A llein gezielte A usbildungsbeihilfen sind w irksam  und 
rationell.
* Bei der D urchführung der gesetzlichen M aßnahm en fü r 
ein einheitliches System  gezielter A usbildungsbeihilfen 
m üssen B und und L änder eng Zusam menwirken.

Die F orderung nach einer w irksam en A usbildungsförde­
rung  ist zw ar inzwischen zum politischen G em eingut ge­
worden. Die Einsicht, daß eine solche H ilfe fü r junge 
Menschen eine fü r  den Einzelnen wie fü r die W eltgesell­
schaft gew innträchtige Investition  fü r die Z ukunft d a r ­
ste ll,t w ird nicht m ehr e rn s th a ft bestritten . M einungsver­
schiedenw eiten g ib t es indes über die w irksam ste Form  
dieser Hilfe.
Das vorgelegte 8 -Punk te-P rogram m  der V erbände stellt 
die K urzfassung der E rgebnisse 10-jähriger V orarbeiten 
der B undesarbeitsgem einschaft Jugendaufbauw erk  un ter 
Beteiligung der Jugend- und S tudentenorganisationen

dar. Schon 1960 w aren diese Leitgedanken in dem M uster­
en tw urf eines Gesetzes über die G ew ährung von A us­
bildungsbeihilfen als D enkschrift der Ö ffentlichkeit vor­
gelegt worden. Sie w urden von der sozialdem okratischen 
B undestagsfraktion  aufgegriffen und ein an den era rbe i­
te ten  P rinzipien o rien tierte r G esetzentw urf ist am 15. 
Mai 1962 'im  B undestag eingebracht worden. Auch das 
federführende M inisterium  fü r Fam ilien und Jugend  blieb 
nicht untätig . R eferen tenentw ürfe w urden zahlreich p ro ­
duziert. Zwei Fassungen davon, eine vom M ärz 1963 und 
eine andere vom Mai 1964, gelangten an die ö ffen tlich - 
ket. So glaubte m an, auf gutem  Weg zu sein und erhoffte 
sich eine G esetzgebungsinitiative der Bundesregierung 
noch in diesem Herbst, zum al auch die Junge Union des 
langen Zögerns der Bundesregierung überdrüssig, sich 
fü r eine parlam entarische In itia tive rüstete.
Ih re  A bgeordneten in der CDU/CSU B undestagsfraktion  
p lan ten  u n te r F ührung  von Dietrich Rollm ann ebenfalls 
eine G esetzesinitiative im P arlam ent. Sie hofften, auf 
diese Weise die schleppenden G esetzgebungsvorarbeiten 
der B undesregierung zu beschleunigen.
Als d e r  D eutschlandrat der Jungen  Union Ende Ju n i in 
N ürnberg zur B eratung der A usbildungsförderungsgesetz­
gebung zusam m enkam , fand sich auch Fam ilien und J u ­
gendm inister Bruno Heck ein. S ta tt jedoch das gem ein­
sam e Jugendanliegen einträchtig  zu beraten , kam  es zu 
einem Eklat. Heck d istanzierte sich vor den zuerst s ta u ­
nenden, spä ter rebellierenden D eutschlandräten der J u n ­
gen Union von den V orarbeiten seiner eigenen Referenten. 
Nicht ein am  B edarf des Einzelnen fü r seine A usbildung 
orien tiertes System  der Förderung soll durchgesetzt w er­
den, sondern ein pauschales K indergeld fü r alle, die in 
A usbildung sind, sei das jetzige Ziel. Inzwischen w urde 
diese Idee vom C D U -Fraktionsausschuß G esellschafts­
politik  aufgegriffen. P rä sid ie rt vom H eck-V orgänger im 
M inisteram t, W ürmeling, em pfahl er den E ltern  von 
Schülern und Studenten, nicht aber von Lehrlingen, 
DM 40,— je  K ind und M onat zu geben. F ü r über 1,1 Mio. 
Schüler sollten 540 Mio. DM durch die A rbeitsäm ter v e r ­
te ilt werden. 290 Mio. DM w ollte m an h ie rfü r durch S tre i­
chung der bisherigen S teuerfre ibe träge von DM 780,— im 
J a h r  gewinnen, der Rest sollte dem Bundessäckel entnom ­
men w erden. P rom pt stu tzte der Finanzausschuß des Bun­
destages diesen Plan. Das A usbildungshonorar soll nun 
hiernach n u r ab zweitem  K ind gezahlt werden. Von fünf 
K indern  sind aber zwei E inzelkinder, deren E ltern  nun 
nicht einm al m ehr einen S teuerfreibetrag  fü r A usbil­
dungskosten erhalten.
Nicht zuletzt diese W ürm eling-H eck-Fam ilicnpolitik  gab 
den Jugend - und S tudentenverbänden  Anlaß zu ihrem  
Schritt. Heck’s eilige Versicherung, der P lan  einer um ­
fassenden A usbildungsförderung sei dam it keineswegs 
endgültig aufgegeben, trö ste t nu r wenig darüber hinweg, 
daß die R egierung jedenfalls fü r den 4. B undestag die 
große Lösung wohl aufgegeben hat. Es bleib t n u r noch 
die Hoffnung, daß der B undestag aus eigener In itia tive 
handelt, an brauchbaren E ntw ürfen  m angelt es nicht.

Theo Tupetz
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Stand des Aufbaues der Ruhr-Universität Bochum
Anfang Oktober 1964

In sensationell aufgem achter Weise w urden in le tzter Zeit 
Nachrichten über den Bau der R uhr-U niversitä t Bochum 
verbreitet. Man konnte beispielsweise A nfang Septem ber 
1964 in der Presse lesen, daß es wegen festgestellter Berg­
schäden zu einer K lage des Landes N ordrhein-W estfalen 
kom m en w ürde. Dazu kann  jedoch e rk lä rt w erden:
Die bisherigen angestellten gezielten Bodenbohrungen und 
B eratungen durch Bergbau, nam hafte  In stitu te  und Fach­
gelehrte führen  keineswegs zu dem Schluß, daß das 
G elände wegen des um gangenen B ergbaus besser nicht 
bebaut oder die Bebauung eingeschränkt w erden sollte. 
Die angetroffenen V erhältn isse lassen sich konstruk tiv  
bew ältigen; der technische und w irtschaftliche A ufw and 
en tsprich t durchaus dem in B ergsenkungsgebieten üb li­
chen; er dü rfte  fü r die G esam tbaum aßnahm en noch un te r 
dem D urchschnitt der in der Regel aufzuw endenden 
Kosten liegen. Der finanzielle A ufw and für S icherheits­
m aßnahm en beträg t je G ebäude etw a 300 000,— DM, das 
sind w eniger als 1 °/o der Baukosten.
A ndere S täd te haben andere Bausorgen. In A m sterdam  
beispielsweise h a t m an es m it dem Sand und m it dem 
W asser zu tun. Die ganze S tad t s teh t auf Pfählen, und 
alles ist gewiß recht kostspielig. Dennoch aber denkt 
niem and daran, wegen der aufw endigen Bauweise das 
Bauen dort aufzugeben oder die zusätzlichen Kosten zu 
kritisieren.
Eine S turm bö raste  M itte Septem ber m it einer in Bochum 
noch nie erlebten  G ew alt über die S tad t und das U niver­
sitätsgelände. Sie vernichtete einen der beiden großen 
49 M eter hohen P orta lkräne, wobei der K ran füh re r zu 
Tode kam. Da die N eukonstruktion  des P orta lk ranes etwa 
drei M onate in  Anspruch nim m t, schien der Zeitplan em p­
findlich gestört und der E röffnungsterm in am 1. Mai 1965 
fü r die B augruppe A und B in F rage gestellt. Triftige 
G ründe finanzieller, technischer und hochschulpolitischer 
A rt liegen jedoch vor, um an dem ursprünglichen Term in 
festzuhalten.
Die G ebäude A und B en thalten  zusam m en:
Student. A rbeitsplätze:
25 H örsäle mit 2480 Plätzen
16 U bungsräum e m it 470 Plätzen
(Die P latzzahl kann  erhöht w erden un ter 
E inbeziehung von 
21 Besprechungsräum en auf 1000 Plätze)
21 Sem inarräum e m it 1100 Plätzen
45 In stitu tsräum e

B iblio theksarbeitsp lätze 245 Plätze
Insgesam t also 4295 bzw. 4825 studentische 
A rbeitsplätze.
Lehrstuhlzone:
240 L ehrstuh lräum e 
U niversitätsverw altung:
44 Räum e 
Bibliotheksraum :
P latz fü r 263 000 Bände
Institu ts-  und Sem inarbibliotheken 400 000 Bände
Insgesam t also R aum  fü r 663 000 Bände
Der L ehrbetrieb  an der U niversität Bochum soll zunächst 
in folgenden A bteilungen aufgenom m en w erden: 

Evangelisch-Theologische A bteilung 
K atholisch-Theologische A bteilung 
A bteilung fü r Philosophie, Pädagogik und Psychologie 
A bteilung fü r Geschichtsw issenschaft 
A bteilung fü r Sprach- und L itera turw issenschaft 
Rechtswissenschaftliche A bteilung 
W irtschaftsw issenschaftliche A bteilung 
Sozialw issenschaftliche Abteilung.

Daneben w ird  schon je tz t der A ufbau der natu rw issen ­
schaftlichen, der ingenieurw issenschaftlichen und teilweise 
der medizinischen Fächergruppen betrieben.
Die neue U niversität in Bochum träg t den verpflichtenden 
Nam en „R uhr-U n iversitä t“ und sie w ird deshalb A nstren ­
gungen un ternehm en müssen, die besten G elehrten, die 
zu finden sind, fü r die L ehrtä tigke it an einer U niversität 
zu gewinnen, die diesen w eltbekannten  Nam en führt. Das 
erhofft jedenfalls das ganze Revier von seiner U niversität. 
A ndererseits sind H ochschullehrer heute „M angelw are“, 
das m erken alle U niversitäten, w ie viele nicht besetzte 
L ehrstüh le ausweisen. M an g laubt zwar, daß die faszi­

n ierende Aufgabe, in Bochum erste  G rundlagen fü r eine 
künftige Hochschulreform zu legen (die möglicherweise in 
die Geschichte eingeht), ihre A nziehungskraft nicht v er­
fehlen wird. Doch muß m an sich auch darüber k la r sein, 
daß es keineswegs angenehm  ist, jah re lang  auf einem 
riesigen B auplatz zu leben, selbst wenn es sich um Euro­
pas in teressantestes B auvorhaben handelt. Man beabsich­
tigt deshalb den Bau eines „Hauses der F reunde der R uhr- 
U n iversitä t“ vorzuschlagen, das den U niversitätslehrern  
als E rholungsstätte und eventuelle Begegnungsstätte m it 
der Ö ffentlichkeit dienen kann. Eine solche Oase der S tille 
fü r  die G elehrten ist um so notwendiger, als m an nicht 
zuletzt fü r die jungen, noch unverhe ira te ten  W issen­
schaftler ein Kasino vorsehen sollte. Die F inanzierung 
dieses Gebäudes soll m ittels Spenden der großen Firm en 
des R uhrgebietes erfolgen.
Innerer Aufbau
An der inneren S tru k tu r der R uhr-U niversitä t, wie sie in 
der D enkschrift des G ründungsausschusses „Em pfehlungen 
zum A ufbau der U niversität Bochum“ vom Dezember 1962 
fix ie rt w urde, h a t sich grundsätzlich  nichts geändert. Schon 
dam als galt für 'nicht ausgeschlossen, daß nach dieser oder 
jener Richtung noch eine Ausw eitung des w issenschaft­
lichen Program m s erfolgen w ürde, sobald der L ehrkörper 
berufen sei. So w urde auf einer vom G ründungsrek tor 
Prof. Dr. W e n k e  am 22. Ju li 1964 einberufenen Sitzung 
beschlossen, einer A nregung der Gesellschaft der Freunde 
der R uhr-U niversitä t stattzugeben und das Them a „U nter­
nehm ensforschung“ in das wissenschaftliche A rbeits­
program m  der U niversität aufzunehm en. Es sollte beson­
ders G rundlagenforschung betrieben werden.
Im H aushaltsp lan  1964 sind 100 P lanstellen  fü r o rden t­
liche Professoren vorgesehen; Ende Septem ber 1964 w aren 
40 ordentliche Professoren ernannt. Beim K ultusm in i­
sterium  liefen darüber hinaus 42 B erufungsverfahren. 
K ultusm inister Prof. M i k a t wies in diesem Zusam m en­
hang darauf hin, daß, w ie bei allen anderen U niversitä ­
ten, natürlich  auch Berufungen abgelehnt werden, doch 
läge der betreffende H undertsatz in Bochum noch un ter 
dem Bundesdurchschnitt. Selbst bei den alten  preußischen 
U niversitäten  h ä tte  m an den gleichen günstigen Schnitt 
nicht in jedem  Falle erreicht.
Die b isher ernann ten  Professoren w erden bei der B au­
planung zu R ate gezogen und sorgen beim A ufbau der 
B ibliotheksbestände fü r ihr Lehrfach. In den natu rw issen ­
schaftlichen Fächern w ird außerdem  auch bereits der 
apparative A ufbau der In stitu te  vorbereitet. Soweit die 
Professoren nicht V orbereitungsstellen in dem inzwischen 
fertiggestellten Sam m elgebäude (das spä ter als S tuden ten ­
w ohnheim  dienen soll), errich tet haben, betreiben sie den 
Aufbau am O rt ih rer bisherigen U niversität. So befin ­
den sich derartige A rbeitsstellen in München, Bonn, Kiel, 
M arburg und Tübingen.
Sie geben die Möglichkeit, schon je tz t auch w issenschaft­
liche N achwuchskräfte und sonstige M itarbeiter fü r die 
U niversität Bochum heranzubilden, so daß bei Beginn der 
A rbeitstätigkeit in Bochum die Institu te, Sem inare und 
Laboratorien  m it den notw endigen F achkräften  besetzt 
w erden können.
Das O stasien -Institu t der U niversität Bochum, das als 
ein Z en tra lin stitu t fü r den ostasiatischen Bereich in der 
Bundesrepublik  geplant w ird, hat m it zwei Lehrstühlen  
eine vorläufige U nterbringung in der ehem aligen Zeche 
„F riederika“ in Bochum gefunden.
Die künftigen akadem ischen G rem ien sind im Begriff, 
sich zu konstituieren. Die b isher ernann ten  Professoren 
einer jeden A bteilung haben einen A bteilungssprecher be­
stellt. Die A bteilungssprecher nehm en un ter Vorsitz des 
m it der W ahrnehm ung des Am tes eines Rektors beauf­
trag ten  V orsitzenden des G ründungsausschusses, P ro ­
fessor Dr. W enke, die G esam tinteressen der U niversität 
w ahr. U nter dem Vorsitz des K ultusm in ister ist außerdem  
eine Kommission der Professoren zur B eratung in B auan ­
gelegenheiten gebildet worden.

Zcntralbibliothek
Neben dem A ufbau der einzelnen In stitu ts-  und S em inar­
bibliotheken schreitet der Aufbau der m odern eingerich­
teten  Z entralb ib lio thek zügig fort. Sie zählt bereits fast 
200 000 Bände, und sie soll bei Beginn des U niversitäts- 
betriebs 250 000. um fassen. m - * -
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Studentenwohnheime
U nter M itw irkung der L andesstudentenschaft w ird die 
E rrichtung eines S tudentenförderungsw erkes vorbereitet. 
Zwei landeseigene S tudentenw ohnheim e m it insgesam t 
392 P lätzen  w erden voraussichtlich M itte 1965 fertig - 
gestellt sein. A ußerdem  w ird der Bau von fünf S tuden ­
tenw ohnheim en d ritte r  T räger m it insgesam t 730 Plätzen 
gefördert. Mit der B ezugsfertigkeit dieser H äuser w ird 
zu Ende 1965 gerechnet. Danach w erden fü r etw a 2000 S tu ­
denten, die dann an der R uhr-U niversitä t bereits stud ie­
ren, schon 1122 B ettplätze zur V erfügung stehen. Das ist 
ein sehr günstiges V erhältnis, welches an keiner anderen 
U niversität erreicht wird.

Verkehr
Zur Zeit arbe ite t m an an einem um fangreichen G ut­
achten, das m it großer G enauigkeit eine Prognose über 
den Zustand des V erkehrs in einem Jah rzeh n t und um 
die kom m ende Jah rhundertw ende  m it den entsprechenden 
Zwischenphasen geben w ird. Das V erkehrsnetz w ird so 
dim ensioniert, daß es sowohl in der ersten Phase wie 
aber auch bei der Vollsättigung des V erkehrs in etwa 
25 Jah ren  noch ausreicht.

Eine 6-spurige leistungsfähige Z ufahrtsstraße m it Schnell­
bahn im M ittelstreifen w ird die U niversität m it der City 
der S tad t Bochum verbinden. Im  U niversitätsgelände w er­
den die Fußgängerzonen kreuzungsfrei angelegt.
Das heutige öffentliche N ahverkehrssystem  w eist gewisse 
schwache Stellen in den N ord-Süd-V erbindungen auf, 
w ährend es in der O st-W est-R ichtung geradezu ideal 
ausgeprägt ist. Von der Ruhx'-Universität ausgehend, 
w ird m an versuchen, je tzt diese Schwächen zu beheben. 
Vom L andschaftsverband w ird u n te r der Bezeichnung 
„R uhr-H öhenw eg“, der Bau einer neuen S traße ge­
plant, der sowohl die Technische Hochschule Dortmund, 
die U niversität Bochum als auch die Institu te  in Essen 
verb indet und eine wichtige V erbindung zur sogenannten 
„S auerlandlin ie“ (Gießen—Siegen—Hagen) darstellt. A u­
ßerdem  w erden P läne erwogen, die beiden Hochschulen 
Bochum und D ortm und durch eine A lw eg-Bahn zu ver­
binden und die R uhr-U n iversitä t außerdem  an das B un­
desbahnnetz anzuschließen. Zur Zeit p rü ft ein Ingenieur­
team  alle V erkehrsproblem e, weil m an Fehler, die kom ­
m ende Entw icklung zu engstirnig einzuplanen, verm eiden 
will. J. P.

Kurz berichtet
Bundespräsident Heinrich Lübke erörterte kulturpolitische 
Probleme m it dem P räsiden ten  der K ultusm in isterkon ­
ferenz, dem nordrhein-w estfälischen K ultusm in ister Prof. 
Dr. P aul M ikat. Der B undespräsident ließ sich über den 
gegenw ärtigen S tand  der D iskussionen über die Bil­
dungsplanung und Schulreform  unterrichten. Wie in  Bonn 
bekann t w urde, sollen die Gespräche fortgesetzt werden. 
Es w ird in un terrich teten  K reisen der L änder fü r denkbar 
gehalten, daß sich der B undespräsident in naher Z ukunft 
zu diesen F ragen äußern  wird.

Zur Bildungs- und Wissenschaftspolitik äußerten sich 
Sprecher aller Parteien in der G rundsatzdebatte  des B un­
destages über den B undeshaushalt 1965 am 15. und 16. 
Oktober. B undeskanzler Prof. Ludwig E rhard  befü r­
w ortete in seiner R egierungserklärung A usbildungsbei­
hilfen, um K indern  aus sozialen Schichten miit geringerem  
Einkom m en den Besuch höherer Schulen und U niversi­
tä ten  zu ermöglichen. Der SPD -Fraktionsvorsitzende Fritz 
E rler k ritis ie rte  das B ildungsgefälle zwischen den B un­
desländern  und forderte  konkrete Entscheidungen Staat 
des S treites um P lanungsinstitu tionen. Der am tierende 
FD P-V orsitzende Siegfried Zoglm ann verlangte lang ­
fristige F inanzprogram m e fü r die w issenschaftliche Bil­
dungspolitik sowie A ufstellung eines B edarfsplanes fü r 
die w issenschaftliche Forschung. E r setzte sich fü r eine 
Zusam m enfassung der Bundeskom petenz in der W issen­
schaftsförderung und K ulturpolitik  ein.
Der Zentralrat des Internationalen Hochschulprofessoren- 
vereins, der in H eidelberg tagte, ernann te  zu seinem 
P räsiden ten  fü r  die A m tsperiode 1964/66 den Schweizer 
Prof. Dr. Louis Edouard Roulet (Schweizer Geschichte, 
U n iversität Neuenburg). Seine nächste Tagung im Jah re  
1965 wird der Verein in Wien durchführen.

Der „Hahn-Plan“ wird den Bundestag beschäftigen. Die 
CDU/CSU und die FDP haben einen K oalitionsantrag  zur 
Bildung einer Bildungskom m ission beim W issenschaftsrat 
nach d.en V orstellungen des B aden-W ürttem bergischen 
K ultusm in ister Prof. Dr. H ahn eingebracht. Die K oali­
tionsparteien  wollen die B undesregierung beauftragen, 
V erhandlungen m it den L ändern  zur R ealisierung dieses 
P ro jek tes zu führen. Der Bundes Vorsitzende der CDU, Dr. 
K onrad A denauer, h a t dem SPD -V orsitzenden Willy 
B rand t vorgeschlagen, den „H ahn-P lan“ zum G egenstand 
des kulturpolitischen Spitzengesprächs zwischen den P a r ­
teien zu machen. Die A nregung zu diesem  Spitzengespräch 
ging von der SPD aus, die p rim är keinen B ildungsrat, 
sondern ein kulturpolitisches Sofortprogram m  erstrebte. 
Zusagen ohne Bedingungen gingen bei den Sozialdem o­
k raten  von der FDP und dem CSU-Vorsitzenden Franz 
Josef S trauß  ein. U n terrich tete  K reise in Bonn nehm en an, 
daß die drei P arte ien  des Bundestages sich je tz t zunächst 
auf eine Tagesordnung fü r ihr Gespräch einigen müssen.

Eine Große Anfrage zur Überwindung des Bildungsnot­
standes hat die S PD -Fraktion  im B undestag an die B un­
desregierung gerichtet. Die Sozialdem okraten wollen 
wissen, ob die B undesregierung bere it sei, bei der E ra r­
beitung eines nationalen B ildungsplanes m itzuw irken und 
auf welche Weise nach A uffassung der B undesregierung

das zwischen den elf Ländern  vorhandene sta rke Bil­
dungsgefälle überw unden w erden kann. Die B undes­
regierung soll eine A ufstellung über die A ufw endungen 
des Bundes fü r die Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung und fü r die A usbildungs- und S tudentenför­
derung in den nächsten fünf Jah ren  vorlegen. Gleichzeitig 
soll die Bundesregierung vor dem B undestag erklären, 
welche Form en der Zusam m enarbeit zwischen Bund und 
Ländern  sie in der W issenschafts- und B ildungspolitik 
anstrebt. Gleichzeitig soll über die K oordinierung der 
wissenschaftlichen Forschung, der A usbildungsförderung 
und der B ildungsplanung ein Bericht gegeben werden. 
Die SPD will auch wissen, auf welche Weise die B undes­
regierung eine wissenschaftliche B eratung der Bildungs­
p lanung gew ährleisten will und w ann sie beabsichtigt, 
den E ntw urf eines Gesetzes zur Förderung der w issen­
schaftlichen Forschung vorzulegen. U ber die gegenw är­
tigen Ü berlegungen der K oalitionsparteien zu einer Aus­
bildungsbeihilfe innerhalb  des Fam ilienlastenausgleichs 
h inaus verlangt die SPD von der B undesregierung eine 
A uskunft, ob sie ein A usbildungsförderungsgesetz vor­
zulegen beabsichtigt.
Für eine Verstärkung der Dienstaufsicht gegenüber Pro­
fessoren in ih rer L ehrtä tigkeit setzte sich der CDU-Bun- 
destagsabgeordnete Hans Dichgans in der „Zeit“ ein. 
Es sei durchaus möglich, zur R ationalisierung des S tu ­
dium s die L ehr- und Prüfungstät.igkeit von akadem ischen 
L ehrern  einer A ufsicht zu unterw erfen , ohne die F reiheit 
des Sachinhalts der Lehre im  m indesten zu beschneiden. 
Die K ultusm in ister hätten  eine bem erkensw erte Scheu 
davor, sich in innere A ngelegenheiten der U niversität 
selbst dort einzumischen, wo grobe M ißstände auf der 
H and lägen. Die Aufgaben der U niversitäten  lassen sich 
nach Ansicht von Dichgans n u r durch ein ak tive und 
entscheidungsberechitgte M itw irkung des S taates lösen. 
Die K ultusm inisterkonferenz und die L änderparlam ente 
m üßten ebenfalls so wie der B undestag dafü r sorgen, daß 
die bew illigten M ittel den größtm öglichsten B ildungs­
effekt erzielten.
Der Gründungsausschuß der Technischen Hochschule 
Dortmund ist zu einer K lausurtagung  zusam m engetreten, 
um den S tru k tu rp lan  für die neue Hochschule zu beraten. 
An den B eratungen nahm en 16 W issenschaftler und zwei 
V ertre te r des K ultusm inisterium s teil.

Eine Denkschrift zum Bildungsgefälle legte die bayerische 
K ulturpolitikerin  H ildegard H am m -B rücher (FDP/MdL) 
vor. Die U ntersuchung erg ib t beträchtliche U nterschiede 
im Schulaufbau und im Schulbesuch zwischen den einzel­
nen B undesländern. Die F D P -P olitikerin  schlug aufgrund 
ih res Berichtes vor, einen „B ildungsrat“ beim W issen­
schaftsrat zu schaffen und durch Sofortm aßnahm en in den 
L ändern  die S ituation  zu verbessern. Die K ultusm in ister­
konferenz soll ihre Z usam m enarbeit intensivieren und 
V ereinbarungen bei w ichtigen G rundsatzfragen (wie z. B. 
B ekäm pfung des Lehrerm angels, E rhöhung der A biturien- 
tenquoten, A usbau des M ittelschulwesens) sowie R ahm en­
vereinbarungen  über gem einsam e Ziele aller L änder ab ­
schließen. M ehrjährige F inanzprogram m e von Bund, L än­
dern und G em einden sollen innerhalb  der B ildungspla­
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nung entw ickelt werden. Nach den Schätzungen von Dr. 
H ildegard H am m -B rücher w ird die V erw irklichung der 
A usbau- und N eugründungspläne fü r Schulen bis 1975 
rund  75 Mia. DM kosten.

Der neue bayerische Kultusminister Dr. Ludwig H uber 
h a t sein A m t angetreten. E r behält den Vorsitz der CSU- 
F rak tion  im Bayerischen Landtag. H uber ist nach dem 
baden-w ürttem bergischen K ultusm in ister Prof. H ahn und 
dem  schlesw ig-holsteinischen K ultusm in ister von Heyde- 
breck der d ritte  christlich-dem okratische K ultusm inister, 
der in diesem Ja h re  neu in die K ultusm inisterkonferenz 
eingetre ten  ist. Ein w eiterer Wechsel s teh t bevor, wenn 
der B rem er Schulsenator und B ürgerm eister W illy D ehn­
kam p die Nachfolge des B rem er Senatspräsiden ten  und 
B ürgerm eisters K aisen im  nächsten J a h r  an tritt. Über 
eine Nachfolge ist noch nicht entschieden.
Die Hochschulreform soll mehr als bisher durch Experten 
nach den V orstellungen des P räsiden ten  der G örres- 
Gesellschaft, Prof. Dr. H ans Peters/K öln, e rö rte r t werden. 
Vor der G eneralversam m lung der V ereinigung katho li­
scher G elehrter in O snabrück forderte  Peters, daß sich 
auch W issenschaftler der G örres-G esellschaft in die Dis­
kussion einschalten sollten.
Skeptisch zur Verkürzung der Studienzeiten äußerte  sich 
der P räsiden t der deutschen physikalischen Gesellschaft, 
Prof. Dr. F ritz  Bopp/M ünchen, auf dem deutschen P hy ­
sikertag  in Düsseldorf. Er regte eine D iskussion über 
diese F rage zwischen den leitenden Industriephysikern  
und den O rd inarien  an. D er B edarf an W issenschaftlern 
m it qualita tiv  hochw ertiger A usbildung lasse sich kaum  
in einem S tudium  von acht Sem estern erreichen. Kritisch 
stand Bopp auch der V erkürzung der Schulzeit in Gym­
nasien gegenüber und setzte sich fü r eine Reform  des 
Physikunterrich tes an den  Schulen ein. Die K ultusm in ister 
sollten die Saarbrückener R ahm envereinbarung  un ter 
diesem G esichtspunkt überprüfen.

Eine Reform der Theologen-Ausbildung h a t der evange­
lische Bischof von B erlin -C harlo ttenburg , O tto Dibelius, 
angeregt. Vor Beginn des Studium s soll ein praktisches 
P robe jah r geleistet werden. Ihm  sollen höchstens drei 
J a h re  U niversitätsstud ium  und nach einem Exam en nach 
Vorbild der M ediziner-A usbildung zwei w eitere praktische 
A usbildungsjahre folgen.

Eine Neugliederung des Studiums in ein G rund- und 
H auptstud ium  sowie in N achdiplom studien h a t die Junge 
Union auf ihrem  S aarbrückener D eutschlandtag verlangt. 
A ndere Forderungen w aren  der Bau von W ohnheimen 
fü r 30 P rozent d e r  S tudenten  bis 1970, die F inanzierung 
von S tudentenszim m ern im  sozialen und p rivaten  W oh­
nungsbau m itt öffentlichen M itteln sowie der F ortfall 
der S tudien- und P rüfungsgebühren . Die Junge Union 
w andte sich gegen die K ollegienhauspläne des W issen­
schaftsrates.
Bessere Ausbildung für Kinderpsychatherapeuten w urde 
auf der 62. Tagung der deutschen G esellschaft fü r  K inder­
heilkunde in M ünchen gefordert. Der M angel an Psycho­
therapeu ten  fü r das K indesalter b eruh t nach A nsicht der 
G esellschaft vor allem  auf dem Fehlen entsprechender 
A usbildungsstätten , die im A usland s tä rk e r als in der 
B undesrepublik  vorangetrieben w orden seien.

Mehr Mittel für Studienreisen deutscher W issenschaftler 
in das europäische A usland sollen von den B undesländern  
künftig  bereitgestellt w erden. E ine entsprechende Em p­
fehlung ist von d er K ultusm inisterkonferenz an die L an ­
desregierung gerichtet worden. Es sollen vor allem  auch 
v e rs tä rk t Reisen gefördert w erden, die K ontak ten  m it 
w issenschaftlichen Institu tionen  und W issenschaftlern in 
den O stblockstaaten dienen.

Einen sechstägigen Bildungsurlaub verlang t die SPD- 
F rak tion  des Bayerischen L andtags fü r alle A ngestellten 
und A rbeite r zusätzlich zum jährlichen  E rholungsurlaub. 
Ein entsprechender G esetzentw urf w urde bereits vor­
gelegt.
Bei einem ersten deutsch-französischen Kultusminister­
treffen in S tu ttg a rt begegnete der französische Erzie­
hungsm inister C hristian  Fouchet in S tu ttg a rt M inister­
p räsiden t K u rt Georg K iesinger — B evollm ächtigter des 
Bundes fü r  die k u ltu re lle  Z usam m enarbeit m it F ran k ­
reich — sowie K ultusm in istern  aus den Bundesländern. 
B reiten  R aum  nahm  in  der Begegnung der S prachun ter­
richt an den deutschen und französischen Schulen ein. 
Nach den der K onferenz vorliegenden A ngaben lernen in 
der B undesrepublik  ü ber 50 P rozen t der Schüler des

7. bis 13. Schuljahres bereits Französisch. Fouchet v e r­
sicherte seinen deutschen G esprächspartnern, F rankreich  
sei an e iner In tensiv ierung  des ku ltu re llen  Austausches 
s ta rk  interessiert.

In Bonn wurde ein Gästehaus für 19 Gastprofessoren
nach einer Bauzeit von einem J a h r  von R ektor Prof. Dr. 
D irscherl eingeweiht. B auherr dieses G ebäudes ist das 
S tudentenw erk, finanziert w urde es zu m ehr als zwei 
D ritte ln  von der V olksw agenstiftung. Die restlichen M it­
tel w urden durch eine S tiftung der D ynam it-Nobel AG. 
vom Land N ordrhein-W estfalen und der U niversität auf­
gebracht. Dieses G ästehaus w urde im Rahm en des G äste­
hausprogram m s der V olksw agenstiftung, das derzeit ins­
gesam t 21 B auvorhaben vorsieht, errichtet. Dieses G äste­
haus b ie tet 19 G astprofessoren Platz. Neben den A pparte ­
m ents fü r die Professoren en th ä lt es einige geräum ige 
C lubräum e und eine große Gemeinschaftsküche.
Das Osteuropa-Institut in Berlin richtet m it Beginn des 
nächsten Som m ersem esters w ieder S tudiengänge von 4 Se­
m estern D auer in Fächern der O steuropaforschung ein. 
V oraussetzung fü r dieses Ergänzungsstudium , das m it 
einer A bschlußprüfung endet, is t in der Regel der Nach­
weis eines abgeschlossenen Hochschulstudiums. Die Teil­
nehm er erhalten  fü r die D auer des Ergänzungsstudium s 
ein m onatliches S tipendium  von DM 750,— aus M itteln 
des S tifterverbandes. B ew erbungen sind an  das O steuro­
p a -In s titu t in B erlin  zu richten.
Die Bürgerschaft Bremens hat als erstes Landesparlamcnt 
das „Abkommen über die Finanzierung neuer w issen­
schaftlicher Hochschulen“ einstim m ig ratifiz iert. Das A b­
kommen, das auf 15 Ja h re  befriste t ist und einen Investi­
tionsfond von 3,75 M illionen fü r die G ründung von fünf 
neuen Hochschulen vorsieht, verpflich tet das Land B re­
men, jährlich  drei Mio. DM in diesen Gem einschaftsfond 
zu zahlen. F ü r ihre eigenen U niversitätspläne erh ä lt das 
Land Brem en aus diesem Fond 450 Mio. DM. Der B rem er 
S enat setzt sich dafür ein, dem B und fü r seine Beteiligung 
an  der F inanzierung von neuen Hochschulen auch einen 
A nteil an der V erw altung des Fonds zu gew ähren. A ußer­
dem m uß nach Ansicht des B rem er Senats die F rage ge­
regelt w erden, w er die laufenden U nterhaltskosten  der 
B rem er U niversitä t tragen soll, da Brem en diese Kosten 
nicht allein aufbringen kann.

An der 103. Versammlung der Gesellschaft Deutscher 
Naturforscher und Ärzte in W eimar, nahm en über 2100 
Besucher teil, davon m ehr als 1200 aus der Bundes­
republik  und 100 aus W estberlin. Der s ta rk e  A ndrang 
überraschte. Die nächste V ersam m lung ist fü r 1966 nach 
Wien einberufen worden. H öhepunkt der Tagung w ar 
ein V ortrag von N obelpreisträger Prof. Wei’ner H eisen­
berg über seine Forschungen zur Theorie der E lem entar­
teilchen.

Die Ford-Stiftung w ill der TU Berlin helfen: Sie ha t rund 
zwei Mio. DM in Aussicht gestellt, die vor allem  der 
F inanzierung des A ustausches von W issenschaftlern die­
nen sollen. Der A ustausch ist m it dem M assachusetts-In ­
s titu t of Technology in Boston vorgesehen. Bis zu 25 Leh­
rer beider Hochschulen sollen jährlich  ausgetauscht w er­
den.

Die Ratdioaktivität für die Landwirtschaft nutzbar zu 
machen, ist die A ufgabe des neuen In stitu ts  fü r die A n­
w endung kern  technischer V erfahren in der L andw irtschaft 
in W ageningen in den N iederlanden. Das m it H ilfe von 
E uratom  errich tete  In s titu t w urde je tz t eingeweiht. Eine 
n iederländische S tiftung träg t das In s titu t und h a t einen 
20 J a h re  laufenden A ssoziationsvertrag über ein finan ­
zielle Beteiligung m it E uratom  abgeschlossen. Es ist die 
erste Forschungsstätte dieser A rt in Europa. Zu seiner 
A ussta ttung  gehören ein K ernreak tor, ein E lektronengene­
ra to r  und ein G am m astrahler.

Eine Röntgen-Fluoreszenz-Anlage für analytische Unter­
suchungen h a t die B undesrepublik  der in ternationalen  
A tom energiekom m ission (IAEO) zur V erfügung gestellt. 
Die A nlage soll im L aboratorium  Seibersdorf bei Wien 
aufgestellt w erden und bei verschiedenen Forschungsvor­
haben genutzt werden.

Das medizinische Staatsexamen haben 3 013 Studenten
in W estberlin und im  übrigen Bundesgebiet im W inter­
sem ester 1962/63 und Som m ersem ester 1963 abgelegt. 
955 erfolgreiche K andidaten  w aren S tudentinnen. 91 S tu ­
dierende — davon elf S tudentinnen  —bestanden  das 
Exam en nicht. Nach Angaben des S tatistischen Bundes­
am tes betrug  der A nteil der ausländischen E xam enskandi­



daten 438, von denen 49 das Exam en nicht bestanden. Im 
gleichen Zeitraum  w urden 2 056 m edizinische Prom otionen 
vorgenom m en. Das S tatistische B undesam t hob hervor, 
daß die Quote der nicht bestandenen A bschlußprüfung in 
Fächern m it einer V orprüfung n iedriger sei als bei ande­
ren  Fächern. Rund 9,5 P rozent der M edizinstudenten 
haben ih r Physikum  nicht bestanden.
Ein Institut für theoretische Physik hat die in ternationale 
A tom energiekom m ission in T riest eröffnet. W ichtigste 
S tud ien them en des ersten  Jah res  sind die Physik hoher 
Energiebereiche, die Physik der E lem entarteilchen und 
die P lasm aphysik. E rster D irek tor des In stitu ts  w urde 
Professor Salam  vom Londoner Im perial College.
Pläne zur Bildung eines internationalen Krebsinstituts
w urden auf einer in ternationalen  K onferenz Anfang 
O ktober in P aris  erörtert. Deutsche, am erikanische, b ri­
tische und italienische E xperten  sowie V ertre te r der W elt­
gesundheitsorganisation w aren  an den V erhandlungen be­
teiligt. K onkrete Vorschläge zur E rrichtung des in te r­
nationalen  In stitu ts  sollen den Regierungen in Kürze 
vorgelegt werden.
Pläne einer internationalen Universität für Studenten aus 
den Entwicklungsländern erö rte rte  der kulturpolitische 
B era ter der burm esischen Regierung, Prof. Thed, in Bonn 
m it V ertrete rn  der L änder und des Bundes. Nach seinen 
V orstellungen sollten drei dieser Hochschulen in Asien, 
A frika und L ateinam erika gegründet und durch Entw ick­
lungshilfe u n te rs tü tz t werden. Thed äußerte  sich in Bonn 
skeptisch über die N ützlichkeit eines Studium s junger 
Menschen aus den E ntw icklungsländern un ter europäi­
schen Bedingungen. In der B undeshauptstad t haben diese 
P läne sta rke  Beachtung gefunden, da sie sich w eitgehend 
m it deutschen E rfahrungen  decken.

Keine Einigung über das Euratom-Forschungsprogramm
erzielte der EW G -M inisterrat in der d ritten  Runde seiner 
B eratungen. Die französische Delegation w eigerte sich, 
den 1963 beschlossenen zw eiten F ünf jah resp lan  nach Vor­
schlag der EW G-Kom mission um 38 M illionen Dollar 
aufzustocken. F ü r eine Erhöhung setzten sich die N ieder­
lande ein. Die deutsche Delegation — S taa tssek re tä r Wolf­
gang C artellieri vom B undesforschungsm inisterium  füh rte  
den Vorsitz — bem ühte sich um einen Kompromiß. Ende 
O ktober w ird der M in iste rra t erneu t über diese Fragen 
beraten . F rankreich  s treb t ein Schw erpunktprogram m  an, 
um die Entw icklung von schnellen B ru treak to ren  und 
N atu rreak to ren  voranzutreiben. Die B undesrepublik  
möchte einen Teil der G rundlagenforschung auf Euratom  
übertragen.
An der Tierärztlichen Hochschule Hannover w urde, nach­
dem ein O rd inaria t fü r Zoologie m it einem  entsprechen­
den In s titu t geschaffen worden ist, der ordentliche L ehr­
stuh l fü r Parasitologie und vet. med. Zoologie sowie das 
gleichnam ige In s titu t in „L ehrstuhl fü r P arasito logie“ 
um benannti. Der ordentliche L ehrstuh l fü r Pharm akologie 
w urde in „L ehrstuhl fü r Pharm akologie, Toxikologie und 
P harm azie“ um benannt.
Die dreitägige Generalkonferenz der UNESCO w urde am 
20. O ktober in P aris eröffnet. Die 115 M itgliedsstaaten der 
O rganisation, daru n te r auch die B undesrepublik, w erden 
durch D elegationen vertre ten  sein. Die K onferenz soll 
über Program m  und Budget fü r die A rbeiterperiode 
1965/66 beraten. Der Z w eijahreshaushalt ist m it fast 
47,5 M illionen D ollar angesetzt. Der H aushalt s te ig t gegen­
über 1963/64 um  22 Prozent.
Das Klinikum Mannheim der Universität Heidelberg w ird 
am  5. N ovem ber eröffnet. B ereits am  10. Novem ber be­
ginnen die Vorlesungen und K urse fü r das erste klinische 
Sem ester. 50 bis 60 S tudierende können sofort aufgenom ­
men w erden. In zwei Ja h re n  w erden die H eidelberger 
A usbildungsstätten  durch das K linikum  M annheim  um 
240 M edizin-S tudenten entlastet. Die S tudierenden des 
K linikum s M annheim  sind an der U niversität Heidelberg 
im m atriku liert. A nfragen w egen einer Im m atriku lation  
sind an das S tuden tensek re taria t der U niversität H eidel­
berg zu richten.
Vertrauensdozenten der Studienstiftung trafen  sich in 
Goslar. 1965 sollen rund  sieben M illionen M ark fü r die 
Förderung  von 2000 S tipendiaten  der S tiftung aufgebracht 
werden.
Politische Bildung an den Schulen will die SPD durch 
Buchspenden fördern. Rund 4 000 Schulen sollen politische, 
historische und soziale L ite ra tu r jew eils im W ert von 
200 M ark erhalten . Pädagogische Hochschulen sollen 
jew eils Bücher im W ert von 400 M ark erhalten . Über

2000 Buchwünsche sind bereits beim P arte ivorstand  der 
SPD eingegangen. Das Program m  w ird m it M itteln, die 
der P arte i innerha lb  des B undeshaushalt fü r staa tsbü rger­
liche Erziehung zur V erfügung gestellt werden, finanziert. 
Die Sozialdem okraten wollen m it den gleichen M itteln 
D issertationen und H abilita tionsschriften  über sozial- und 
gesellschaftspolitische Them en fördern. Auch S tudenten ­
w ohnheim e sollen Buchsendungen erhalten.
Vor einer „Bildungsscheu“' junger Menschen w arn te  der 
schleswig-holsteinische K ultusm in ister von Heydebreck. 
Der M inister w idersetzte sich P länen  zur Beschränkung 
des Frem dsprachenunterrichtes auf zwei Pflichtfächer an 
den Gymnasien. E r sah in diesem von der K ultusm in ister­
konferenz angestrebten  Weg keine Möglichkeit, die Zahl 
der A biturienten  zu steigern. Eine solche H altung führe 
zu einem Q ualitätsverlust.

Für eine regelmäßige Überprüfung der Forderungsbeträge
nach dem „Honnefer M odell“ setzte sich das K uratorium  
des Deutschen S tudenten  Werkes ein: Alle zwei Ja h re  
sollen Bund und Länder prüfen, ob die S tudienbeihilfen 
noch den gestiegenen Lebenshaltungskosten entsprechen. 
Das Deutsche S tudentenw erk  befürw orte te  eine Erhöhung 
der F orderungsbeträge von gegenw ärtig 250 auf 320 Mark. 
Eine bessere Bezahlung von Angestellten in Kernfor­
schungsinstituten h a t die Deutsche A ngestellten-G ew erk­
schaft verlangt. Die DAG h at eine G ruppe K ernforschung 
gegründet und betonte, daß in ausländischen K ernfor­
schungszentren die Bezahlung bi szu 300 P rozent über den 
in der B undesrepublik  gezahlten G ehältern  lägen.
Der Zustand der Franck'schen Stiftungen in Halle bereitet 
den Behörden der Sowjetzone erhebliche Sorgen. Nach 
Angaben des W estberliner „Inform ationsbüro W est“ ist 
eine R enovierung der seit 270 Ja h re n  bestehenden S tif­
tungsgebäude notwendig. Die A nlagen der S tiftung w ur­
den nach 1945 zum Teil der M artin -L u ther-U niversitä t 
und dem R at der S tad t übergeben. U ber die erforderlichen 
M ittel verfügen w eder die U niversität noch die S tad t Halle.

Der British Council verleiht für das Studienjahr 1965/66
w iederum  eine Anzahl von S tipendien zu S tudien- oder 
Forschungszwecken an britischen U niversitäten  oder hoch- 
schulangeschlossenen Lehr- und Forschungsanstalten. In ­
te ressan t fü r die S tipendiaten  ist dabei, daß sie w ährend 
ihres A ufenthaltes ihren individuellen S tudien- oder 
Forschungsarbeiten nachgehen können. E rforderliche Vor­
bedingung fü r die Bew erbung um einen S tipendienauf­
en tha lt ist ein abgeschlossenes Hochschulstudium. A ußer­
dem m üssen die B ew erber das 25. L ebensjahr überschrit­
ten haben und über gute englische Sprachkenntnisse in 
W ort und Schrift verfügen. Das Stipendium , das in der 
Regel 10 M onate w ährt, besteh t aus den Reisekosten, 
den U nterrichtsgebühren, den m onatlichen U nterha lts ­
kosten und einem  Zuschuß von ca. DM 280,— fü r Bücher 
und Lehrm ittel. Als N euerung h a t der B ritish Council 
eingeführt, daß  ab dem S tud ien jah r 1965/66 erstm alig  
zwei R obert-B irley-S tipendien , die eine Laufzeit von 
drei Jah ren  haben, an junge Deutsche verliehen werden. 
Diese d reijäh rigen  S tipendien haben den Zweck, den 
S tudenten  ein volles akadem isches Studium  an den Uni­
versitäten  Oxford, Cam bridge oder an einer anderen 
britischen U niversität zu ermöglichen. Das Studium  
schließt m it der E rlangung des ersten  akadem ischen G ra­
des der betreffenden britischen U niversität ab. A nfragen 
sind in beiden Fällen zu richten an: The B ritish Council, 
Köln, H ahnenstr. 6.

Entwurf für ein neues Hochsehulgesetz in Hessen

Zu dieser K urz-M eldung im Hochschul-Dienst vom
8. O ktober 1964, Seite 9, schreibt uns Prof. D. Niebergall, 
R ektor der U niversität M arburg/Lahn, un te r anderem  
folgendes:
„Als derzeitiger V orsitzender der Hessischen R ektoren ­
konferenz möchte ich Sie darauf aufm erksam  machen, 
daß die von Ihnen  gebrachte Meldung, soweit sie die Uni­
versitä tsrek to ren  betrifft, in keiner Weise zu trifft. Die 
R ektoren der hessischen Hochschulen ha tten  am  29. 9. 1964 
in einer Besprechung m it H errn  K ultusm inister Schütte 
lediglich eine Reihe von G esichtspunkten, die fü r das neue 
Hochschulgesetz m aßgebend sein sollten, zur K enntnis 
genommen. Es kann keine Rede davon sein, daß die Rek­
toren  d er hessischen Hochschulen diesen G esichtspunkten 
zugestim m t haben; sie haben vielm ehr H err K ultusm in i­
ste r Dr. Schütte gegenüber sich jegliche S tellungnahm e 
V orbehalten.“

11



Aus der Arbeit der Studentenschaft
VDS fordert Überprüfung der Darlehensbestimmungen
Der V erband Deutscher S tudentenschaften  (VDS) hat 
erneu t gefordert, die P flichtdarlehen in der allgem einen 
S tudentenförderung  nach dem H onnefer Modell abzu­
schaffen. G egenw ärtig w ird d e r  F orderungsbetrag  — un ­
abhängig von seiner Höhe — zu 40 P rozent als D arlehen 
vergeben. Die V ergaberichtlinien — aber auch die n ied­
rigen Förderungssätze (Höchstsumme zur Zeit 250,— DM) 
— machen einen Verzicht auf den D arlehensanteil unm ög­
lich.
Der S tudentenverband  h a tte  sich erst kürzlich fü r eine 
A nhebung des Förderungsm eßbetrages auf 320,— DM 
ausgesprochen, dabei aber betont, daß auch diese Summe 
nicht d ie  tatsächlichen Lebens- und S tudienkosten deckt. 
G rößere Anschaffungen an K leidung und L ernm ateria l 
m üßten anderw eitig  finanziert werden. Auch der voll­
geförderte S tudent sei deshalb auf D arlehen angewiesen, 
sofern er nicht sein S tudium  durch W erkarbeit u n te rb re ­
chen wolle.

Erhöhung der Forderungsbeträge in Sicht?
Die Vorschläge des V erbandes Deutscher S tudentenschaf­
ten (VDS) zur A nhebung des Förderungsm eßbetrages im 
H onnefer Modell haben ein positives Echo gefunden. B un­
desinnenm inister Höcherl schreibt an den VDS: „Da es 
stets mein Wunsch gewesen ist, die S tudienförderung an 
den w issenschaftlichen Hochschulen so w eiterzuentw ickeln, 
daß sie den ih r gestellten A ufgaben jederzeit gerecht wird, 
w erde ich Ih re  Vorschläge sorgfältig p rü fen  und mich be­
m ühen, fü r eine angem essene V erbesserung die Zustim ­
m ung der dafü r zuständigen Stellen, insbesondere der 
geldgebenden Instanzen, zu gew innen“.

Die Deutsche A ngestelltengew erkschaft (DAG) h a t dem 
V DS-Vorstand brieflich ihre U nterstü tzung  bei der D urch­
setzung seiner Forderung zugesichert.

Studententag in Bonn
Der VIII. Deutsche S tudenten tag  ist u n te r dem Motto 
„Was ist dem S taa t der Nachwuchs w ert?“ vom 26. bis 
zum 29. A pril nach Bonn einberufen worden. Rund 
800 S tudenten  w erden in 22 A rbeitskreisen  F ragen der 
A usbildungsförderung, der B ildungsplanung und der w irt­
schaftlichen Selbsthilfe diskutieren. U rsprüngliche Pläne, 
den S tudenten tag  nach S tu ttg a rt zu vergeben, ließen sich 
aus organisatorischen G ründen nicht verw irklichen.

Deutsch-Tschechisches Studentenseminar
Der V erband Deutscher S tudentenschaften (VDS) bereitet 
zur Zeit in Z usam m enarbeit m it dem  H ochschulrat des 
tschechoslowakischen Jugendverbandes (CSM) ein erstes 
deutsch-tschechisches S tudentensem inar vor, das vom 1. bis 
8. N ovem ber in G auting bei M ünchen s ta ttfinden  soll. Das 
Them a w urde vereinbarungsgem äß von den G ästen vor­
geschlagen. Es lau tet: „Die Rolle des S tudenten  in der 
G esellschaft“.

D er T eilnehm erkreis soll auf je  15 deutsche und tschecho­
slowakische S tudenten  beschränkt bleiben.

Es handelt sich bei diesem Sem inar um das erste  größere 
P ro jek t im Rahm en der zwischen VDS und CSM getrof­
fenen A ustauschvereinbarungen, die un te r anderem  auch 
d ie Entsendung von Delegationen und K ulturgruppen  vor­
sehen.
B ereits im F rü h ja h r des Jah res  1965 w ird der CSM in 
P rag  ein zweites Sem inar veranstalten , dessen Them a 
dann vom VDS vorgeschlagen wird.

Uni Münster: Anwesenheitskontrolle in Vorlesungen
In allen A nfänger- und E inführungsvorlesungen der J u ­
ristischen F ak u ltä t M ünster w erden in Z ukunft — lau t 
Vorlesungs-Verzeichnis fü r das W intersem ester 1964/65 — 
A nw esenheitskontrollen durchgeführt. In einem F aku l­
tätsbeschluß vom Ju li dieses Jah res  heiß t es kategorisch: 
„Fernbleiben von der V orlesung fü h rt zur N ichtanerken­
nung der Vorlesung im S tudienbuch“.

Nicht betroffen von dieser Regelung sind L eh rveransta l­
tungen, die
— als V oraussetzung fürs Exam en besucht w erden müssen 

oder
— nach 13.00 U hr stattfinden.
Die M ünsteraner S tudenten  sind allerdings skeptisch, ob 
die Entscheidung der Professoren realisierbar ist: In  den 
großen H örsälen der Juristischen F ak u ltä t finden im 
D urchschnitt etw a 300 S tudenten  Platz. Die Zahl der 
Zw angshörer dürfte  jedoch um einiges darüber liegen.

15 Jahre WUS in Deutschland
Der deutsche World U niversity Service (WUS), eine Ver­
einigung von Professoren und Studenten, w ird in diesen 
Tagen 15 Ja h re  alt. D er WUS h a t sich zum Ziel gesetzt, 
die in ternationale S o lidarität zu fördern  und in Not 
geratene S tudenten  zu unterstü tzen.
In der letzten Septem berwoche des Jah res  1949 w urde die 
O rganisation in H eidelberg w iedergegründet, nachdem  sie 
zu Beginn des D ritten Reiches fü r D eutschland verboten 
w orden war.
Der W orld U niversity Service, dessen In ternationales Ge­
nera lsek re taria t in Genf sitzt, ha t N ationale Komitees in 
über 50 Ländern. Durch Geld und Sachspenden versucht 
der WUS zum al den S tudenten  in den Entw icklungslän­
dern zu helfen. Nach beiden W eltkriegen erh ie lt auch 
die deutsche S tudentenschaft w ertvolle U nterstü tzung 
durch die zahlreichen nationalen W US-Komitees.
Der breiten  Ö ffentlichkeit ist der deutsche WUS besonders 
durch die vorweihnachtlichen V erkaufsausstellungen 
„B asar frem der V ölker“ bekann t geworden. Mit dem Erlös 
dieser A usstellungen, auf denen kunsthandw erkliche W a­
ren aus aller W elt angeboten werden, helfen die deutschen 
S tudenten  ih ren  K om m ilitonen in Asien, A frika und La­
te inam erika beim Auf- und Ausbau ih rer U niversitäten. 
In der B undesrepublik  und W est-B erlin g ib t es in 16 
H ochschulstädten örtliche W US-Komitees. Das Deutsche 
Kom itee e. V. in Bonn w ird Ende O ktober zur 16. Ja h re s ­
hauptversam m lung nach H am burg eingeladen.

P E R S O N A L I A
BERUFUNGEN UND ERNENNUNGEN

a) ordentliche Professoren
Berlin (FU): Prof. Dr. O tto von S i m s o n / P aris w urde 
auf den ordentlichen L ehrstuh l für K unstgeschichte be­
rufen.
Bonn: Prof. D. Otto P l ö g e r  (A lttestam entliche W issen­
schaft) e rh ie lt einen Ruf auf das O rd inaria t fü r Altes 
Testam ent an der Kirchlichen Hochschule Berlin.

Clausthal-Zellerfeld: Prof. Dr. Heinz B e c k m a n n  (Erd­
ölgeologie) w urde ein persönliches O rd inaria t und die 
Am tsbezeichnung ordentlicher P rofessor verliehen.

Darmstadt: Prof. Dr.-Ing. W ilhelm K l e i n  w urde auf den 
ordentlichen L ehrstuh l fü r A llgem eine N achrichtentechnik 
berufen.
Erlangen-Nürnberg: Privatdozent Dr. phil. K u rt W ö l -  
f e 1 / G öttingen (Deutsche Philologie) wurde' zum orden t­
lichen Professor fü r N euere deutsche Literaturgeschichte 
ernannt.

Frankfurt: Privotdozent Dr. jur. Friedrich G e e r d s /  
Kiel (S trafrechtsverfahren) w urde auf den neu errichteten 
d ritten  L ehrstuh l fü r S trafrech t (Kriminologie) berufen 
und zum ordentlichen Professor ernannt.
Freiburg: Prof. Dr. rer. nat. Hans M a r s c h a l l  (Theo­
retische Physik) e rh ie lt einen Ruf auf den neu geschaf­
fenen ordentlichen L ehrstuh l fü r Theoretische Physik an 
d e r  TH H annover. Einen w eiteren Ruf erh ie lt Prof. 
M arschall von der U niversität W ürzburg auf das eben­
falls neu geschaffene O rd inaria t fü r Theoretische Physik.
— Prof. Dr. phil. D ieter O b e r n d o r f e r  (W issenschaft­
liche Politik  und Soziologie) erh ie lt einen Ruf auf den 
ordentlichen L ehrstuhl fü r Politische W issenschaften an 
der U niversität Bochum.
Gießen: Prof. Dr. rer. nat. F ritz A n d e r  s / Saarbrücken 
(Zoologie und Genetik) w urde zum ordentlichen P rofes­
sor e rn an n t und auf den L ehrstuh l fü r G enetik berufen.
— P rivatdozent Dr. med. M ax F r  i m m e r  (V eterinär- 
Pharm akologie) w urde zum ordentlichen P rofessor e r ­
nannt.
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Hamburg: P rivatdozent Dr. phil. Jan p e te r K o b / M ünster 
ha t den an ihn ergangenen Ruf auf das O rd inaria t für 
Soziologie an der A kadem ie fü r W irtschaft und Politik 
angenom m en.
Heidelberg: Privatdozent Dr. phil. Michael von A I h ­
r e  c h t / Tübingen w urde zum ordentlichen Professor e r­
n an n t und ihm ein O rd inaria t fü r Klassische Philologie 
übertragen.
Kiel: Prof. Dr. rer. pol. R eim ut J  o c h i m s e n / F reiburg  
(V olkswirtschaftslehre) w urde zum ordentlichen Professor 
fü r W irtschaftliche S taats W issenschaften ernannt.

Mainz: Prof. Dr. phil. Gotthold R h o d e  (Osteuropäische 
Geschichte, M ittlere und N euere Geschichte) h a t einen 
Ruf auf das O rd inaria t fü r O steuropäische Geschichte an 
der U niversität Bochum erhalten.

München (TH): Prof. Dr. H ans-Jö rg  M a n g  w urde zum 
ordentlichen P rofessor fü r Theoretische Physik ernannt.
— Prof. Dr. rer. nat. Heinz G e r i s c h e r  (Physikalische 
Chemie) w urde zum ordentlichen Professor ernannt.

Münster: Prof. D. theol. F ranz H e s s e  (A lttestam entliche 
Theologie und Exegese) erh ie lt einen Ruf auf den o rden t­
lichen Lehrstuhl fü r A lttestam entliche Theologie an der 
U niversität E rlangen-N ürnberg . — Prof. Dr. Johannes 
G erhardus R e m m e r  s / Nymegen w urde zum orden t­
lichen Professor ern an n t und ihm  das O rd inaria t fü r Ge­
schichte und Theologie der Östlichen K irchen übertragen.
— Prof. Dr. F ritz H o 11 w i c h / Jen a  w urde zum orden t­
lichen Professor e rnann t und ihm das O rd inariat fü r 
A ugenheilkunde übertragen. — Prof. Dr. M arvin S p e -  
v a c k  (Englische Philologie) w urde zum ordentlichen 
P rofessor ernannt.
Tübingen: Prof. Dr. phil. W alter M ö n c h / M annheim  
(Romanistik, insbesondere Rom anische W irtschaftsspra­
chen) w urde auf das O rd inaria t fü r Rom anische Philologie 
berufen. — Prof. Dr. H ans Z ä h n e r  / TH Zürich w urde 
auf das O rd inaria t fü r M ikrobiologie berufen.
Würzburg: Apl. Prof. Dr. phil. E rika S 1 m o n / H eidel­
berg w urde zur ordentlichen P rofessorin der Klassischen 
Archäologie ernannt.

b) außerordentliche Professoren
Gießen: Dr. agr. Helga S c h m u c k e r  / M ünchen (W irt­
schafts- und A rbeitslehre des H aushalts) w urde zum 
außerordentlichen P rofessor ern an n t und auf das E x tra ­
o rd inaria t ihres Faches berufen.

Heidelberg: Dozent Dr. phil. H elm ut N e u b a u e r  / M ün­
chen (Geschichte O steuropas und Südosteuropas) w urde 
zum  außerordentlichen P rofessor e rnann t und ihm der 
L ehrstuh l fü r Osteuropäische Geschichte übertragen.

Münster: Prof. Dr. med. Heinz C a s p e r s  (Neurophysio­
logie) w urde zum außerordentlichen P rofessor ernann t 
u n te r gleichzeitiger V erleihung der akadem ischen Rechte 
eines ordentlichen Professor (persönlicher O rdinarius); es 
w urde ihm  das E x trao rd in aria t seines Faches übertragen.
c) Honorarprofessoren
Heidelberg: Dr. rer. nat. K u rt S a u e r  / F re iburg  (Ange­
w andte Geologie und Geophysik) w urde zum H onorar­
professor ernannt. — Dr. A rnold S c h o c h ,  Leiter der 
Forschungsabteilung fü r Beschleuniger des Europäischen 
In stitu ts  fü r  Kernphysiologische Forschung (Cern) in Genf, 
w urde zum H onorarprofessor ernannt.

München (TH): Dr.-Ing. Erw in Z i e b a r t ,  s te llv e rtre ten ­
des M itglied des V orstandes und technischer L eiter der 
K rauss M affei AG. M ünchen-Allach, w urde zum H onorar­
professor fü r Ö lhydraulik  bestellt.

d) Wissenschaftliche Räte
Heidelberg: Dr. phil. H elm ut G n e u s s  erh ie lt einen Ruf 
auf den außerordentlichen L ehrstuh l fü r Englische P hilo ­
logie an der U niversität München. — Dr. O laf W e i s ,  
wiss. A ssistent beim  In s titu t fü r A ngew andte Physik, 
w urde zum W issenschaftlichen R at ernannt.
Kiel: Apl. Prof. Dr. agr. Heinz V e t t e r  (Acker- und 
P flanzenbau) w urde zum W issenschaftlichen R at e rnann t 
fü r das Fachgebiet Spezieller Pflanzenbau. — Prof. Dr. 
med. H elm ut L e o n h a r d t  / E rlangen (Anatomie) w urde 
zum W issenschaftlichen R at ernannt. — apl. Prof. Dr. med. 
Dietrich T r i n c k e r  (Physiologie) w urde zum W issen­
schaftlichen R at ernannt.
Köln: P rivatdozent Dr. rer. nat. Heinz Joachim  P o h l e y  
(Entwicklungsphysiologie) w urde zum W issenschaftlichen 
R at ernannt.

Mainz: Prof. Dr. H arro  H e u s e r  (M athematik) w urde 
die akadem ische W ürde eines außerplanm äßigen P rofes­
sors verliehen und zum W issenschaftlichen R at ernann t.
Münster: Dozent Dr. H ans-W alter G e o r  g i i / F ran k fu rt 
(Meteorologie) w urde zum W issenschaftlichen R at ernannt. 
Tübingen: Privatdozent Dr. rer. nat. G erm an M ü l l e r  
(Mineralogie) w urde zum W issenschaftlichen R at fü r das 
Fach Sedim entpetrographie ernannt. Dr. M üller erh ielt 
einen Ruf auf den außerordentlichen L ehrstuhl fü r M ine­
ralogie und Petrographie an der U niversität Heidelberg.

e) außerplanmäßige Professoren
Bonn: Dozent Dr. theol. Georg S t r e c k e r  (Neues T esta­
ment) w urde zum außerplanm äßigen Professor ernannt.
— Dozent Dr. H ans-D ieter B e c k e y  (Physikalische Che­
mie) w urde zum außerplanm äßigen P rofessor ernannt. 
Clausthal-Zellerfeld: Privatdozent Dr. phil. habil. Sigis­
m und K i e n o w w urde zum außerplanm äßigen Professor 
ernannt.
Freiburg: P rivatdozent Dr. phil. W illibald S a u e r l ä n ­
d e r  (Kunstgeschichte) und P rivatdozent Dr. med. F ritz 
M u n d i n  g e r  (Neurochirurgie) w urden zu außerp lan ­
m äßigen Professoren ernannt. — Prof. Dr. phil. W olfgang 
K u 11 m a n n (Klassische Philologie) erh ie lt einen Ruf auf 
den ordentlichen L ehrstuh l seines Faches an der U niver­
s itä t M arburg.
Hamburg: Prof. Dr. phil. W alther L a m m e r s  (M ittlere 
und N euere Geschichte) erh ie lt einen Ruf auf das O rdina­
ria t seines Faches an der U niversität F rank fu rt. — Prof. 
Dr. med. H elm ut R e m e (Chirurgie) erh ie lt einen Ruf auf 
das O rd inaria t seines Faches an der zu errichtenden Me­
dizinischen A kadem ie Lübeck.
Mainz: Privatdozent Dr. med. G erhard  M ü l l e r  (Ana­
tomie) w urde zum außerplanm äßigen Professor ernannt.
— Privatdozent Dr. agr. Otto S i e g e l  (Agrikulturchem ie) 
w urde zum außerplanm äßigen P rofessor ernannt. — Prof. 
Dr. med. W alter B e c k e r  (Hals-, N asen- und O hrenheil­
kunde) erh ie lt einen Ruf auf den ordentlichen L ehrstuhl 
seines Faches an der U niversität Bonn.
München: Zu außerplanm äßigen Professoren w urden e r ­
nannt: P rivatdozent F orstm eister Dr. Richard P l o c h -  
m a n n (Forstwissenschaft), P rivatdozentin  O berregie­
rungsrä tin  Dr. Helga S c h m u c k e r  (Statistik), P riv a t­
dozent Dr. Rüdiger B e e r  (Anästhesiologie), P rivatdozen ­
tin  Dr. Susanne von B e r l i n  (Kinderheilkunde) und 
P rivatdozent Dr. K urt S e n f  (Gynäkologie und G eburts­
hilfe).
Münster: Prof. Dr. med. Heinz Wolf M ü l l e r - L i m m -  
r  o t h (Physiologie) erh ie lt einen Ruf auf den o rden t­
lichen L ehrstuh l fü r A rbeitsphysiologie der TH München. 
Tübingen: Prof. Dr. rer. nat. K arl-G ustav  B e r g n e r ,  
D irektor der Chemischen L andesuntersuchungsanstalt 
S tu ttgart, erh ie lt einen Ruf auf den außerordentlichen 
L ehrstuh l fü r Lebensm ittelchem ie an der TH S tu ttgart.
t )  Dozenten und Privatdozenten
Freiburg: Privatdozent Dr. rer. nat. Bogdan P o v h (Phy­
sik) erh ie lt einen Ruf auf das E x trao rd in aria t fü r Expe­
rim entalphysik  an der U niversität Heidelberg. — Dr. 
W alter G r e i n e r  (Theoretische K ernphysik) erh ie lt einen 
Ruf auf den ordentlichen L ehrstuhl fü r Theoretische 
Physik I der U niversität F rankfu rt.
Hamburg: P rivatdozent Dr. phil. Wolfgang K ö 11 m a n n 
(Sozial- und W irtschaftsgeschichte) erh ie lt einen Ruf auf 
das O rd inaria t seines Faches der U niversität Bochum.
Mainz: P riva tdozen t Dr. rer. nat. H ans-Joachim  C a n t o  w 
(Physikalische Chemie) erh ie lt einen Ruf auf den neu ge­
schaffenen außerordentlichen L ehrstuh l fü r Physikalische 
Chemie der M akrosubstanzen an der U niversität Freiburg.

München: Zu U niversitätsdozenten w urden ernannt: Dr. 
H orst-D ieter D e l l m a n n  (Anatomie, H istologie und 
Embryologie), Dr. A lbrecht S c h m i d  (Pharm akologie und 
Toxikologie), Dr. G erhard  T e r p l a n  (Tierärztliche N ah­
rungsm ittelkunde einschließlich Schlachttier- und Fleisch­
untersuchung sowie M ilchkunde), Dr. F ranz K u t s c h e r a  
(Logik und G rundlagenforschung), Dr. H elm ut N e u ­
b a u e r  (Geschichte O st- und Südeuropas) und Dr. F ried ­
rich W i l h e l m  (Indologie und Tibetologie).
Münster: Dozent Dr. rer. pol. E rw in S c h e e l e  (Volks­
w irtschaftslehre) erh ie lt einen Ruf auf ein O rd inaria t sei­
nes Faches an der TH K arlsruhe. — Dozent Dr. phil. Heinz 
H e c k h a u s e n  (Psychologie) e rh ie lt einen Ruf auf das 
O rd inaria t seines Faches an der U niversität Bochum. — 
P riva tdozen t Dr. med. F riedrich H i l g e n b e r g  (K inder­
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heilkunde und K ardiologie des K indesalters) w urde zum 
beam teten  Dozenten ernannt.
Tübingen: P rivatdozent Dr. med. G erd G r i e s s e r  (All­
gem eine Chirurgie) erh ie lt einen Ruf auf das O rd inariat 
fü r Medizinische D okum entation und S ta tistik  an der 
U niversität Kiel.

HABILITATIONEN UND VERLEIHUNG DER 
„VENIA LEGENDI“

München (TH): Die L ehrbefugnis w urde erte ilt an: P riv a t­
dozent D r.-Ing. G erhard  E i c h h or n fü r das Fachgebiet 
V erm essungskunde und A utom ation im V erm essungs­
wesen, P rivatdozent Dr.-Ing. H erbert K n o r r  fü r das 
Fachgebiet K artographie, P rivatdozent Dr.-Ing. Josef 
E i s e n m a n n  fü r  das Fachgebiet E isenbahnbau und 
S traßenbau, P rivatdozent Dr. rer. nat. F ranz L u x  fü r das 
Fachgebiet Radiochemie und Anorganische Chemie und 
P riva tdozen t Dr. rer. nat. Thom as K r u c k  fü r das Fach­
gebiet A norganische Chemie.
Münster: Die venia legendi w urde erte ilt an: Dr. rer. nat. 
H ans-Jü rgen  H ö h l i n g  fü r das Fach Medizinische P hy ­
sik, P rivatdozent Dr. W olfram  N a u m a n n  fü r das Fach 
Japanologie und Dr. rer. nat. A lfred K r e u t z b e r g e r  
fü r das Fach Pharm azeutische Chemie.

LEHRAUFTRÄGE
Bonn: Prof. Dr. ju r. F riedrich W ilhelm B o s c h /  Bochum 
w urde ab WS 1964/65 ein unbesoldeter L ehrauftrag  fü r das 
Fachgebiet G rundzüge des bürgerlichen und öffentlichen 
Rechts erteilt.
Clausthal-Zellerfeld: Dr. rer. nat. H ellm ut T r a w i n s k i /  
W iesbaden erh ie lt einen L eh rau ftrag  über das Fachgebiet 
Mechanische T rennverfahren . — Dr. O skar R ö s n e r  , 
Chefingenieur bei der B leihütte Oker, w urde fü r das 
WS 1964/65 ein L ehrauftrag  über das Fachgebiet H ü tten ­
m ännische G ew innung von seltenen M etallen erteilt.
Gießen: Folgende L ehraufträge w urden erte ilt an: Ja n - 
P e te r P o n t e n  fü r das Fach Ü bungen in der N iederlän ­
dischen Sprache und L ite ra tu r, Dr. phil. Ludwig 
S c h m i d t s  fü r das Fach Ü bungen in  der Rum änischen 
Sprache und L ite ra tu r, Dr. rer. nat. Ulrich H o r n e -  
m a n n fü r das Fach Geophysik, Dr. M artin  S c h e e l e  
fü r  das Fach W issenschaftliche D okum entation und O ber- 
M edizinalrat Dr. med. D ieter S a a l m a n n  fü r das Fach 
G esundheitsfürsorge.
Münster: S tud ienra t D ieter R o n i c k e  erh ie lt fü r  das 
WS 1964/65 einen besoldeten L eh rau ftrag  fü r griechische 
und lateinische Sprache. — Prüf. Dr. Dr. W olfram  
F i s c h e r  erh ie lt bis zum Abschluß des WS 1964/65 einen 
besodeten L eh rau ftrag  fü r W irtschaftsgeschichte. — Dr. 
A lfred H artlieb  von W a l l t h o r  e rh ie lt ab WS 1964/65 
fü r  die D auer eines Ja h re s  einen unbesoldeten L ehrauftrag  
fü r W estfälische Landesgeschichte m it besonderer Rück­
sicht auf die N euere Geschichte.

VERTRETUNGEN
Bonn: Dozent Dr. Richard H e n t z s c h k e  / M ünster 
(Altes Testam ent) w urde fü r  das WS 1964/65 m it der Ver­
tre tung  seines Faches beauftrag t. — Privatdozent Dr. med. 
G ünter L a n g e n d ö f e r  (G eburtshilfe und F rauenheil­
kunde) w urde fü r die D auer des WS 1964/65 längstens 
jedoch bis zur W iederbesetzung m it der V ertretung des 
L ehrstuh ls seines Faches beauftragt.
Mainz: Dr. jur. M arcus L u t t e r  (Bürgerliches Recht, 
H andelsrecht, freiw illige G erichtsbarkeit, Rechtsverglei­
chung) übern im m t im WS 1964/65 die V ertretung  eines 
L ehrstuh ls fü r Bürgerliches Recht an der U niversität 
F reiburg.
München (TU): Prof. Dr. agr. habil. Dr. phil. P au l R i n -  
t e l e n  (W irtschaftslehre des Landbaues) w urde bis auf 
w eiteres m it der kom m issarischen V ertretung  des L ehr­
stuhls fü r A ngew andte landw irtschaftliche B etriebslehre 
und m it der kom m issarischen Leitung des dazu gehörigen 
In stitu ts  beauftrag t. — P rivatdozent Dr. rer. nat. H ärm en 
S t o r  c k / TH H annover w urde m it der kom m issarischen 
W ahrnehm ung des L ehrstuh ls fü r W irtschaftslehre des 
G artenbaues und der vertretungsw eisen Leitung des dazu 
gehörigen In stitu ts  beauftrag t.
Münster: P riva tdozen t Dr. W olfgang S t e i n b r e c h e r  
w urde fü r die D auer des WS 1964/65, längstens jedoch 
bis zur W iederbesetzung, m it der V ertretung  des L ehr­
stuhls fü r  Neurologie und Psychatrie am  K linikum  Essen 
beauftrag t. — Prof. Dr. phil. K arl K n a u e r  w urde bis 
zum 31. 1. 1965 m it der V ertretung  des L ehrstuh ls für 
Rom anische Philologie beauftrag t.

BEURLAUBUNGEN
Münster: Prof. D. theol. K urt A l a n d ,  D. D., (Kirchen­
geschichte und N eutestam entliche Einleitungswissenschaft) 
w ird fü r die D auer des SS 1965 beurlaubt, um sich seinen 
im Landesinteresse liegenden A rbeiten w idm en zu kön­
nen. — Prof. Dr.-Ing. H elm ut K o c h  (B etriebsw irtschafts­
lehre) w urde fü r die D auer des WS 1964/65 beurlaubt, um 
sich voll seinen im L andesinteresse liegenden A rbeiten 
w idm en zu können, ebenso Prof. Dr. ju r. Hans B r o x  
(Bürgerliches Recht, H andelsrecht, A rbeitsrecht, Z ivil­
prozeßrecht).

EMERITIERUNGEN
Darmstadt: Prof. Dr.-Ing. A lfred M e h m e 1 (Massivbau) 
w urde von seinen am tlichen V erpflichtungen entbunden. 
Gießen: Prof. Dr.-Ing. K arl S t o c k  m a n n  (Landm aschi­
nen) w urde von seinen am tlichen V erpflichtungen en t­
bunden.
Hannover (TH): Prof. D r.-Ing. W ilhelm Q u  a d e  (Höhere 
M athem atik) ist auf seinen A ntrag  von seinen am tlichen 
V erpflichtungen entbunden worden.
München: Prof. Dr. Erich T h i e l  (W irtschaftsgeographie) 
w urde m it A blauf des M onats Septem ber 1964 auf seinen 
A ntrag hin von seinen am tlichen V erpflichtungen en t­
bunden.

AUSSCHEIDEN AUS DEM DIENST 
München: Apl. Prof. Dr. A lfred B e r t h o  (Chemie) tra t  
m it Ende des M onats Septem ber in den Ruhestand.

ABGELEHNTE BERUFUNGEN 
Berlin (FU): Prof. Dr. phil. W ilhelm B e r g e s (M ittel­
alterliche Geschichte und Historische H ilfswissenschaften) 
ha t den Ruf auf den L ehrstuhl fü r M ittelalterliche Ge­
schichte an der U niversität F reiburg  abgelehnt.
Freiburg: Prof. Dr. rer. pol. Heinz M ü l l e r  (Volkswirt­
schaftslehre) h a t den Ruf auf ein O rd inaria t fü r W irt­
schaftstheorie an der U niversität Bonn abgelehnt. — Apl. 
Prof. Dr. med. Rolf H a s s 1 e r  , D irektor des M ax-Planck- 
In stitu ts  fü r Hirnforschung, ha t den Ruf auf den o rden t­
lichen L ehrstuh l fü r Neurologie an der U niversität Basel 
abgelehnt.
Hamburg: Prof. Dr. phil. D ietrich G e r h a r d t  (Slavistik) 
ha t den Ruf auf ein O rd inaria t seines Faches an der U ni­
versitä t H eidelberg abgelehnt.
Hannover (TII): Prof. Dr.-Ing. Eduard P e s t e i  (Mecha­
nik) h a t den Ruf auf den neu geschaffenen Lehrstuhl 
seines Faches an der TH M ünchen und an der TH S tu tt­
g art abgelehnt.
Heidelberg: Prof. Dr. phil. Rudolf S ü h n e t  (Anglistik) 
h a t den Ruf auf das neu geschaffene O rd inaria t seines 
Faches an der U niversität G öttingen abgelehnt.
Mainz: Prof. Dr. med. P aul K l e i n  (Medizinische M ikro­
biologie) ha t den Ruf auf den ordentlichen L ehrstuhl für 
H ygiene und Bakteriologie an der U niversität W iirzburg 
abgelehnt.
Münster: Prof. Dr. jur. D ieter N ö r r  (Römisches und B ür­
gerliches Recht) hat. den Ruf auf ein O rd inaria t seines 
Faches an der U niversität Tübingen abgelehnt. — Prof. 
Dr. med. Heinz C a s p e r s  (Physiologie) h a t den Ruf auf 
den ordentlichen Lehrstuhl fü r A rbeitsphysiologie an der 
TH M ünchen abgelehnt.
Tübingen: Prof. Dr. rer. nat. E rnst B a y e r  (Organische 
Chemie) h a t den Ruf auf einen L ehrstuhl seines Faches 
an der U niversity  Houston/Texas abgelehnt.

AKADEMISCHE EHRUNGEN 
a) Ehrenpromotionen
Mainz: Prof. D. theol. Rudolf L o r e n z  (Kirchen- und 
Dogmengeschichte) w urde von der U niversität G öttingen 
die W ürde eines E hrendoktor verliehen. — Bischöflicher 
R at und K onzilsperitus Josef G ü 1 d e n / Leipzig w urde 
die W ürde eines Doktors der Theologie eh renhalber v er­
liehen.
Münster: Prof. Dr. sc. pol. W alther H o f f m a n n  (Volks­
w irtschaftslehre) w urde von der Freien  U niversität Berlin 
G rad und W ürde eines Doktors der W irtschaftsw issen­
schaften eh renhalber verliehen. — Prof. Dr. med. M artin 
R e i e h a r d t  / W ürzburg (Psychiatrie und N ervenheil­
kunde) w urde von der Rechts- und S taatsw issenschaft­
lichen F ak u ltä t G rad und W ürde eines Doktors der 
Ju risp rudenz eh renhalber verliehen.
Tübingen: Prof. Dr. med. Dr. med. h. c. Dr. med. dent. 
h. c. Ulf S vante H ansson v. E u l e r  C h e l p i n  / Stock­
holm w urde die W ürde eines Ehrendoktors der Medizin 
verliehen.
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VON DEN WISSENSCHAFTLICHEN AKADEMIEN, 
GESELLSCHAFTEN UND INSTITUTEN 

Freiburg: F rau  Dr. Inge L e h m a n n  / K openhagen w urde 
von der Deutschen Geophysikalischen Gesellschaft m it der 
Ernst-W ichert-M edaille ausgezeichnet.
Heidelberg: Prof. Dr. rer. nat. K arl-H einrich  B ö h m  
(Theoretische Astrophysik) w urde von der In ternationalen  
A stronom ischen Union zum P räsiden ten  der Kommission 
fü r Theorie der S ternatm osphäre gewählt.
München: em. O rd inarius Prof. Dr.-Ing. D r.-Ing. E. h. 
H ans P i l o t y  (Nachrichtentechnik) w urde der Ehrenring 
des Vereins Deutscher E lektro ingenieure (VDE) verliehen. 
Tübingen: Dozent Dr. med. dent. Erich K o r b e r  (Zahn-, 
M und- und K ieferheilkunde) w urde von der Deutschen 
G esellschaft fü r Zahn-, M und- und K ieferheilkunde der 
A rnold-B iber-P reis 1963 verliehen.

TITELVERLEIHUNGEN UND AUSZEICHNUNGEN 
München (TH): Prof. Dr. rer. nat. Rudolf M ö s s b a u e r  
(Experim entalphysik) w urde das G roße V erdienstkreuz 
m it S tern  und Schulterband des V erdienstordens der B un­
desrepublik  verliehen. —
München: Prof. Dr. phil. Dr. med. h. c. Feodor L y n e n  
(Chemie), D irektor des M ax-P lanck-Institu ts fü r  Zell­
chemie, w urde zusam m en m it Prof. Dr. Conrad B l o c h /  
USA m it dem  Nobelpreis fü r Medizin und Physiologie 
ausgezeichnet.

SONSTIGE ERNENNUNGEN UND AUFTRÄGE 
Bonn: Dr. Rudolf W e d e m e y e r  w urde zum Kustos am 
Physikalischen In s titu t ernannt. — Dr. Jakob  H ö g e s  
w urde zum Kustos am Versuchsgut F ranken fo rst ernannt. 
— Dr. G isela H e l m e r  w urde zur B ibliotheksassesorin 
ernannt.
Mainz: Dr. Theodor S c h r e i n e r  w urde zum Kustos am 
II. Zoologischen In s titu t ernannt.

MITGLIEDSCHAFT IN AUSLÄNDISCHEN 
WISSENSCHAFTLICHEN GESELLSCHAFTEN 

Bonn: Prof. Dr. R obert P o t o n i e  (Kohlenpetrographie) 
w urde von der In ternationalen  O rganisation fü r Paläobo-

tan ik  zum Ehrenm itglied gewählt. — Prof. D r.-Ing. E. H. 
Erw in G i g a s (Physikalisch-Geodätische M eßmethoden) 
w urde zum Ehrenm itglied der Königlich-Schottischen Geo­
graphischen Gesellschaft ernannt.
Heidelberg: Dr. med. Eduard  S e i d 1 e r  , wiss. A ssistent 
am In s titu t fü r Geschichte der Medizin, w urde zum 
ordentlichen M itglied der Societe Frangaise d 'H istoire de 
la M edecine gewählt.

BERUFUNGEN UND EINLADUNGEN 
DEUTSCHER WISSENSCHAFTLER INS AUSLAND

Freiburg: Dr. W alter G r e i n e r (Theoretische K ernphy ­
sik) erh ie lt einen Ruf als Associate Professor fü r Theo­
retische Physik an der U niversity Virginia/USA.

Mainz: Prof. Dr. rer. nat. C hristian  J u n g e  (M eteoro­
logie) h a t einen Ruf an das N ational C entre of Atm osphe- 
rie Research in USA erhalten. — Privatdozent Dr. pihl. 
G ilbert H e l m b e r g  v o n  W e i t e r s d o r f  (M athematik) 
erh ie lt einen Ruf auf ein E x trao rd in a ria t für Analsis 
und Theoretische W ahrscheinlichkeitsrechnung an der 
Technischen Hochschule in E indhoven/N iederlande.

GEBURTSTAGE
Aachen: Prof. Dr. phil. habil. Hans J e b s e n - M a r -  
w e d e l  (Technologie des Glases) vollendet am  25. 10. sein 
65. Lebensjahr.

Bonn: Prof. Dr. med. Karl S c h m i d t  (Augenheilkunde) 
vollendet am  25. 10. sein 65. Lebensjahr.

Heidelberg: Prof. Dr. jur. Dr. ju r. h. c. Max G u t z w i l -  
l e r  (Römisches und Deutsches bürgerliches Recht) voll­
endete am  1. 10. sein 75. Lebensjahr.

München: Prof. Dr. rer. pol. Dr. phil. Dr. rer. nat. h. c. 
K arl V a n s e l o w  (Biologische E rtragsleh re  und F orst­
einrichtung) vollendete am  17. 10. sein 85. Lebensjahr. — 
Prof. Dr.-Ing. Theodor D o m b a r  t (Geschichte der B au­
kunst im Alten O rient und in der Antike) vollendete am 
8. 10. sein 80. L ebensjahr. — Prof. Dr. med. Dr.-Ing. K arl 
D i r  r  (Klinische und Physiologische Chemie) vollendet 
am  27. 10. sein 70. Lebensjahr.

Aus Wissenschaft und Kultur hören Sie:
23. 10.
Die Internationale Radiouniversität. Sport und Gesell­
schaft. Prof. Dr. H erbert R eindell/F reiburg: Sport und 
Volksgesundheit, (ö sterr. Rdf. II, 14.35).
Lebendiges Wissen. N aturforscher und Ä rzte in Weimar. 
Bericht über eine Tagung. (Hess. Rdf., 16.45). 
Abendstudio. Agression und A npassung (I). Eine D iskus­
sion zwischen Psychoanalytikern, V erhaltensforschern 
und Soziologen. (Hess. Rdf. II, 22.00).

24. 10.
Die Reportage. K am pf dem Krebs. B erichte aus der F or­
schung. (SWF, 16.10).

25. 10.
Lebendige Wissenschaft. Prof. Dr. G erhard  Heß/Bad Go­
desberg: Die Bedeutung der W issenschaftsförderung. 
(SDR, 10.00).
Die Aula, die Stunde der Universität. Prof. Dr. G erhard  
Heß/Bad G odesberg:: W issenschaft und Gesellschaft (II). 
(SWF, 10.30).

26. 10.
Die Internationale Radiouniversität. Hugo von H ofm anns­
thal. B iographie bis 1900. Von Prof. Dr. H elm uth Fiecht- 
ner. (ö ste rr. Rdf. II, 14.35).
Aus Wissenschaft und Technik. B austeine der M aterie (II). 
P ositive und negative Ladung. Von Prof. Dr. György 
M arx/B udapest. (NDR II, 19.35).
Die Bundesrepublik — ein Land ohne Zukunft? Problem e 
des deutschen B ildungsw esens (II). (Saarl. Rdf., 21.00).
Kongreßbericht. In ternationale  Tagung fü r  Fettw issen ­
schaft. B ericht aus H am burg. (Deutschlandfunk, 22.00).

27. 10.
Ein Leben für die Wissenschaft. B ernhard  Baule. M it dem 
Professor fü r M athem atik  an der Technischen Hochschule 
G raz spricht Dr. K arl Logar. (ö ste rr . Rdf. I/G rau, 14.25).

Wohin führt die Wissenschaft? Fragen an deutsche Ge­
lehrte. 12. Gespräch: Prof. Dr. K u rt K löppel und Dr. 
Eckart H eim endahl. (Radio Brem en II, 21.35).
Das Salzburger Nachtstudio. Der Mensch im Kosmos. Prof. 
Dr. Heimo Dolch/Bonn: Die K ausa litä t im Kosmos, (österr. 
Rdf. II, 17.15).
Deutsche Forschungsinsitute und Museen. VI. Der Zoolo­
gische G arten  in H annover. Von Dr. Richard Gerlach 
(Saarl. Rdf. II, 22.15).

28. 10.
Aus der Forschungsarbeit unserer Hochschulen. Prof. Dr. 
F ranz Stoessl: Die B ereicherung der griechischen L ite ra tu r 
durch Papyrusfunde, (ö sterr. Rdf. II, 17.15).
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 17.30). 
Hochschulnachrichten. (Saarl. Rdf. II, 17.55).

Das Abendstudio. Prof. Dr. K arl Jaspers/B asel: Kleine 
Schule des philosophischen Denkens (5). Eine politische 
Diskussion. (Bayer. Rdf. II, 19.30).
Lebendiges Hellas — Das E rbe der griechischen A ntike (6). 
Prof. Dr. H arald  Reiche: Das Dram a. (Bayer. Rdf. S tud ien ­
program m , 20.15).
Der menschliche Körper (6). Prof. Dr. Hans Schäefer: Die 
Atmung. (Bayer. Rdf. S tudienprogram m , 20.45).
Kleine Schule des philosophischen Denkens (6). Prof. Dr. 
K arl Jaspers: Das W erden des Menschen in der Politik. 
(Bayer. Rdf. S tudienprogram m , 21.40).

29. 10.
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 10.10). 
Bildungsfragen der Gegenwart. Gewissen und G ew alt — 
Ein Kolloquium  zwischen Professoren und S tudenten  der 
Hochschule fü r Erziehung in F rank fu rt. Von Prof. Dr. 
H einz-Joachim  Heydorn. (Hess. Rdf. II, 17.15).
Zcitfunk aus Forschung und Technik. (SWF/UKW II, 17.45). 
Studentenfunk. Die deutsche H ochschulbürokratie. (Hess. 
Rdf. II, 20.15).
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Neues aus der Wissenschaft. (Hess. Rdf. II, 20.25).
Die Vorlesung. Prof. Dr. G ünther Lehm ann/D ortm und: 
Industrielle  A rbeit gestern, heute und m orgen (I). (Hess. 
Rdf. II, 20.30).
Aus Wissenschaft und Technik. Die wöchentliche Umschau. 
(SDR/UKW II, 21.30).
Internationale Rundfunk-Universität. 1. Der befragte 
Mensch. Die em pirischen U m frageverfahren. Von Dr. 
Egon B ecker/Frankfurt. — 2. Der zeitgenössische Roman: 
Österreich. T radition  und Moderne. Von Dr. Joseph 
Strelka/W ien. — 3. M aser und Laser. Z ukunftsperspekti­
ven. Von. Prof. Dr. Michel-Yves B ernard/Paris. (Hess. 
Rdf. II, 22.00).
Aus dem Hochschulleben. K om m entare und Berichte (SDR/ 
UKW II, 22.40).

30. 10.
Die Internationale Radiouniversität. Hugo von H ofm anns­
thal (2). B ibliographie von 1900 bis 1918. Von Prof. Dr. 
H ellm uth Fiechtner. (österr. Rdf. II, 14.35).
Wissen für alle. Prof. Dr. L eonhard Franz: In stin k t und 
In tellekt. V erhaltensw eise von Mensch und Tier. (Österr. 
Rdf. II, 17.15).
Aus Naturwissenschaft und Technik. (WDR, 17.20).

31. 10.
Aktuelle Naturwissenschaft. Aus Forschung und Technik 
in England und Ubersee. (SFB II, 12.00).
Soziale Gerechtigkeit und demokratische Ordnung. Ein
Gespräch m it Prof. Dr. Friedrich H ayek/Freiburg. (österr. 
Rdf. II, 17.10).
Das Lutherbild im 19. und 20. Jahrhundert. Von Prof. Dr. 
H einrich Bornkam m . (SWF/UKW II, 22.10).

1. 11.
Lebendige Wissenschaft. Prof. Dr. Josef P ieper/M ünster: 
M uße und menschliche Existenz. (SDR, 10.05).
Die Aula, die Stunde der Universitäten. Prof. H elm ut 
Thielicke/H am burg: Vom Sinn des Lebens (I). (SWF, 
10.30).
Planung entwickelt eine neue Mentalität. Von Prof. Dr. 
H artm u t von Hentig. (Saarl. Rdf. I, 11.15).

2. 11.
Die Internationale Radiouniversität. Hugo von H ofm anns­
thal (3). Prof. Dr. H elm uth Fiechtner: Das letzte Lebens­
jahrzehnt. (ö ste rr. Rdf. II, 14.35).
Aus Forschung und Technik. DESY — Vorstoß ins Innerste  
der M aterie. Zur E inw eihung des Deutschen E lektronen- 
Synchrotons iin H am burg. (Zweites Deutsches Fernsehen, 
20.15).
616 Jahre Karls-Universität. Von Dr. Ja n  H avranek. 
(Radio Brem en II, 21.30).

3. 11.
Deutsche Forschungsinstitute und Museen. I. Freies D eut­
sches H ochstift und G oethem useum  in F rank fu rt. (Saarl. 
Rdf. II, 18.45).
Wer hat Angst vor Franz Kafka? K onferenzen und  Dis­
kussionen, e rk lä rt von Prof. Dr. E duard Goldstücker und 
Dr. K laus W agenbach. (Radio Brem en II, 20.00).
Das Salzburger Nachtstudio. Der Mensch im Kosmos. Prof. 
Dr. R ainer Schubert-Soldern/W ien.: Der Mensch im Reich 
des Lebendigen, (ö sterr. Rdf. II, 22.15).

4. 11.
Aus der Forschungsarbeit unserer Hochschulen: F luor­
forschungen am  Hygienischen In s titu t der U niversität 
Innsbruck. Ein Gespräch m it Prof. Dr. A lfred Schinzel. 
(ö ste rr. Rdf. II, 17.15).
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 17.30). 
Hochschulnachrichten. (Saarl. Rdf. II, 17.55).
Das Abendstudio. Prof. Dr. K arl Jaspers: K leine Schule 
des philosophischen Denkens (6). Das W erden des M en­
schen in der Politik. (Bayer. Rdf. II, 19.30).

Lebendigse Hellas — Das Erbe der griechischen A ntike 
(7). Prof. Dr. H arald  Reiche: V orsokratiker (I). (Bayer. Rdf. 
S tudienprogram m , 20.15).
Der menschliche Körper (7). Prof. Dr. Hans Schaefer: 
S toff- und Energiewechsel. (Bayer. Rdf., S tudienpro ­
gram m , 20.45).
Kleine Schule des philosophischen Denkens (7). Prof. Dr. 
K arl Jaspers: E rkenntn is und W erturteil. (Bayer. Rdf. 
S tudienprogram m , 21.40).

5. 11.
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 10.10). 
Die Teile des Unteilbaren. Aus dem Europäischen F or­
schungszentrum  CERN in Genf. (Deutschlandfunk, 15.05). 
Zeitfunk aus Forschung und Technik. (SWF/UKW II, 
17.45).
Studentenfunk. Hochschulnotizen. (Hess. Rdf. II, 20.15). 
Neues aus der Wissenschaft. (Hess. Rdf. II, 20.25).
Die Vorlesung. Prof. Dr. G ünther Lehm ann/D ortm und: 
Industrielle  A rbeit gestern, heute und m orgen (II). (Hess. 
Rdf. II, 20.30).
Bildung und Gesellschaft (3). Zwischenbilanz der U niver­
sitätsgründungen. Eine D okum entation von W. Purucker, 
A. Schardt und U. Spinnarke. (Bayer. Rdf., S tud ien ­
program m , 20.45).
Das kranke Herz (6). Der erhöhte Blutdruck. Von Prof. Dr. 
R obert H ein tz/F rankfurt. (SDR/UKW II, 21.00). 
Wissenschafts-Notizen. (Radio Brem en II. 21.05).
Aus Wissenschaft und Technik. Die wöchentliche Umschau. 
(SDR/UKW II, 21.30).
Forum der Wissenschaft. W issenschaft und Hochschulen 
in der Tschechoslowakei. (Radio Brem en II, 21.30). 
Internationale Rundfunk-Universität. 1. Der befragte 
Mensch. Wie en tsteh t ein Fragebogen? Von R. Schmidt/ 
F rankfu rt. — 2. Die S akralkunst der Bogomilen. Die 
G rabsteinbilder. Von Prof. Dr. Alojz Benac/Sarajevo. 
(Hess. Rdf. II, 22.00).

6. 11.
Die Internationale Radiouniversität. Hugo von H ofm anns­
thal (4). Prof. Dr. H elm uth F iechtner: Das dichterische 
Werk, (ö sterr. Rdf. II ,14.35).
7. 11.
Aktuelle Naturwissenschaft. A lexander M arfeld berichtet 
aus Forschung und Technik. (SFB II, 11.15). 
Erwachsenenbildung heute. In ternationale  Umschau. Von 
Dr. K arl A. G rüner. (SFB II, 11.30).
Autorität in der demokratischen Gesellschaft. Uber den 
Sinn, die Grenzen und den W andel der A uto ritä t in der 
Schule re fe rie rt Dr. G. W unberg. Es d iskutieren  m it dem 
R eferenten: Prof. Dr. H. Bohnenkam p, Prof. Dr. A. M it­
scherlich, Prof. Dr. R. König. (WDR III, 20.00) 
Kulturpolitischer Kommentar. Von Prof. Dr. Hans W enke/ 
Ham burg. (NDR II, 21.05).
Das Lutherbild im 19. und 20. Jahrhundert (II). Von Prof. 
Dr. Heinrich Bornkam m . (SWF/UKW II, 22.10).

8. 11.
Lebendige Wissenschaft. Prof. Dr. Theodor Eschenburg/ 
Tübingen: F indet Z ensur doch sta tt? (SDR, 10.05).
Die Aula, die Stunde der Universitäten. Prof. H elm ut 
Thdelicke: Vom Sinn des Lebens (II). SWF, 10.30).
Von der Verantwortung der Gebildeten. Prof. Joseph Kroll 
erzäh lt an seinem  75. G eburtstag  aus vierzig Jah ren  ak a ­
demischen Lebens in Köln. (WDR II, 22.00).

9. 11.

Aus Wissenschaft und Technik. B austeine der M aterie III 
— Omega minus. Von Prof. György M arx/B udapest. (NDR 
II, 19.35).

Kongreßbericht. Zeitgeist 1924—1929. Aus der Gesellschaft 
fü r Geistesgeschichte. Bericht aus Hofgeismar. (Deutsch­
landfunk, 22.00).
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